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Der Mittelstand ist wesentlicher Erfolgsgarant für die positive Entwicklung der deut- 
schen Binnenwirtschaft. In Deutschland verwurzelt, sind viele Mittelständler längst welt-
weit unterwegs. Sie pflegen Geschäftsbeziehungen in zahlreichen Ländern, erbringen 
Warenlieferungen und Dienstleistungen rund um den Globus und unterhalten Betriebs-
stätten sowie Tochtergesellschaften im Ausland.

So verlockend und lukrativ diese internationalen Geschäftsbeziehungen in wirtschaft - 
licher Hinsicht sind – so komplex sind auch die zu beachtenden steuerrechtlichen Anfor-
derungen. Deshalb ist neben dem unternehmensspezifischen und wirtschaftlichen 
Know-how auch ein umfassendes, aufeinander abgestimmtes und proaktives Manage-
ment sämtlicher damit verbundener steuerlicher Themenstellungen erforderlich.

IN DEUTSCHLAND ZU HAUSE – 
INTERNATIONAL UNTERWEGS
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Steuerberater, Wirtschaftsprüfer, Rechtsanwälte 

und Unternehmensberater von RSM Ebner Stolz 

bieten Ihnen zusammen mit den Beratern aus  

dem internationalen RSM-Netzwerk eine ganz-

heitliche Beratung zu sämtlichen Fragestellungen 

rund um Ihr Auslandsengagement. Das hierzu  

erforderliche steuerliche Know-how haben wir 

in unserem Center of Competence für interna-

tionales Steuerrecht gebündelt, um zusammen 

mit Ihnen die aus Ihrem Auslandsgeschäft resul-

tierenden komplexen steu erlichen Themenstel-

lungen frühzeitig zu identifizieren und proaktiv  

zu gestalten. Unser oberstes Ziel besteht darin 

sicherzustellen, dass nicht mehr Steuern gezahlt 

werden als notwendig und dass vorhandenes  

Gestaltungspotential genutzt wird. Dabei ist 

gleichzeitig zu gewährleisten, dass die formalen 

Anforderungen seitens der beteiligten Finanzver-

waltungen erfüllt werden, um unnötige Zins- und 

Strafzahlungen zu vermeiden.

HABEN SIE ALLE STEUERLICHEN ASPEKTE UND IHRE WECHSELWIRKUNGEN IM BLICK?

STEUERLICHE ASPEKTE BEI 

AUSLANDSENGAGEMENTS

TEMPOR ÄRES

AUSLANDSENGAGEMENT

Betriebsstätte geprüft?

FINANZVERWALTUNG

Auf verstärkte Prüfung 

von Auslandssachverhalten 

eingestellt?

GLOBALE MINDESTSTEUER

Ermittlungs- und Deklarations-

pflichten im Griff?

INDIREKTE STEUERN

Umsatzsteuerliche und 

zollrechtliche Fallstricke 

identifiziert?

GRENZÜBERSCHREITENDER

ZAHLUNGSVERKEHR

Quellensteuer einbehalten?

GRUPPENINTERNE 

LEISTUNGSBEZIEHUNGEN

Sämtliche Leistungen  

richtig erfasst, verrechnet  

und dokumentiert?

MITARBEITER-

ENTSENDUNG

Betriebliche und persönliche 

Aspekte beachtet?
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STOLPERSTEIN BEI GRUPPENINTERNEN 

LEISTUNGSBEZIEHUNGEN

Zwischen den in- und ausländischen Gesellschaf-

ten einer international operierenden Unterneh-

mensgruppe findet regelmäßig ein umfangreicher 

Leistungsaustausch statt. Die Preisgestaltung die-

ser grenzüberschreitenden gruppeninternen Leis-

tungsbeziehungen (Verrechnungspreise) hat einen 

erheblichen Einfluss auf die Ergebnissituation und 

damit unmittelbar auf den steuerpflichtigen Gewinn 

der involvierten Parteien. Um zu verhindern, dass 

international tätige Unternehmensgruppen beste-

hendes Gestaltungspotential zu Lasten des Steu-

eraufkommens der beteiligten Staaten ausnutzen, 

haben die meisten Staaten in ihrem nationalen 

Steuerrecht und/oder in den mit anderen Staaten 

abgeschlossenen Doppelbesteuerungsabkom-

men spezielle Regelungen verankert. Diese Rah-

menbedingungen geben vor, unter welchen Vor-

aussetzungen die Verrechnungspreise steuerlich 

akzeptiert werden.

Um international ein möglichst einheitliches 

Vorgehen bei der Akzeptanz von Verrech-

nungspreisen sicherzustellen, orientieren  

sich die Regelungen der einzelnen Staaten und 

der Doppelbesteuerungsabkommen regel-

mäßig an dem Grundsatz, dass die Preise 

grenzüberschreitender gruppeninterner Leis- 

tungsbeziehungen nur dann steuerlich akzep-

tiert werden, wenn sie dem entsprechen, was 

nicht miteinander verbundene Unternehmen, 

also fremde Dritte, in vergleichbaren Fällen  

unter vergleichbaren Umständen vereinbart 

hätten (sog. Fremdvergleichsgrundsatz).

Durch diesen internationalen Konsens zwischen 

den Staaten soll verhindert werden, dass sich  

die einzelnen nationalen Regelungen inhaltlich so 

unterscheiden, dass es entweder zu einer Dop- 

pelbesteuerung oder zu einer Nichtbesteuerung 

von Gewinnen aus gruppeninternen Transaktionen

VERRECHNUNGSPREISE
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kommt. Dieser internationale Konsens wurde insb. 

im Rahmen verschiedener Maßnahmen aus dem  

in 2015 abgeschlossenen BEPS-Projekt (Base  

Erosion Profit Shifting) unter Federführung der 

OECD und der G20-Staaten weiter konkretisiert 

und fortentwickelt. Insgesamt beteiligten sich an  

dem BEPS-Projekt letztlich 139 Staaten und Juris-

diktionen.

Die Anwendung des Fremdvergleichsgrundsatzes 

auf den jeweiligen konkreten Einzelfall stellt sich  

als besondere Herausforderung dar. Dies liegt zum 

einen daran, dass die betroffenen Unternehmen 

oftmals in unterschiedlichsten Branchen mit ver- 

schiedenen Geschäftsmodellen operieren, wo- 

durch komplexe Fallkonstellationen und branchen- 

spezifische Besonderheiten abgebildet werden 

müssen. Zum anderen sorgt die unterschiedliche 

Interpretation des Fremdvergleichsgrundsatzes 

durch die Finanzverwaltungen der einzelnen Staa-

ten für zusätzliche Unsicherheit. Zwar versucht  

die OECD durch die Veröffentlichung regelmäßig

aktualisierter Verrechnungspreisrichtlinien einen 

internationalen Leitfaden zur Interpretation des 

Fremdvergleichsgrundsatzes zu schaffen. Diese 

Richtlinien sind jedoch rechtlich nicht unmittelbar 

bindend und insb. die wirtschaftlich bedeutenden 

BRICS-Staaten (Brasilien, Russland, Indien, China 

und Südafrika) sind der OECD gegenüber kritisch 

eingestellt und haben zum Teil eigene, von den 

OECD-Standards abweichende Regelungen getrof-

fen. Lediglich Brasilien hat mittlerweile neue Rege-

lungen implementiert, die grundsätzlich ab 2024 die 

Anwendbarkeit des OECD-Standards vorschreiben. 

Um unerwünschte Überraschungen zu vermeiden, 

ist deshalb eine Prüfung des jewei ligen Einzelfalls in 

den betroffenen Staaten unverzichtbar.

Haben Sie Ihre Verrechnungspreise bzw. Ihr  

Verrechnungspreismodell bereits systema-

tisch unter steuerlichen Gesichtspunkten  

beleuchtet?
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Wichtig zu wissen: Die Verrechnungspreisregelun- 

gen umfassen sämtliche Arten von Leistungsbezie- 

hungen, also bspw.

›  Warenlieferungen (z. B. Fertigerzeugnisse, unfer- 

tige Erzeugnisse, Rohstoffe),

›  Dienstleistungen (z. B. Marketing, Controlling, IT, 

Personal, Recht, Steuern),

›  Finanztransaktionen (z. B. Darlehen, Cash-Poo- 

ling oder Bürgschaften),

›  Personalgestellungen (Entsendungen und Unter-

stützungsleistungen),

›  Lizenzierungen, d. h. Nutzungsüberlassungen von 

immateriellen Wirtschaftsgütern (z. B. Marken, 

Technologie, Patente, Know-how),

›  Übertragungen von immateriellen Wirtschafts- 

gütern (z. B. Kundenstamm) oder

›  Vermietung und Verpachtung.

In vielen Staaten prüfen die Steuerbehörden mitt- 

lerweile regelmäßig und zunehmend detailliert die 

Verrechnungspreise. Es ist zu erwarten, dass sich 

dieser Trend zukünftig noch verstärkt. So werden 

z. B. in Deutschland vermehrt besonders geschulte 

Auslandsfachprüfer eingesetzt, um die Angemes- 

senheit von Verrechnungspreisen zu beurteilen. 

Teilweise sind diese Auslandsfachprüfer nicht beim 

lokalen Finanzamt, sondern beim Bundeszentral- 

amt für Steuern (BZSt) angesiedelt. Der Schwer- 

punkt dieser BZSt-Prüfer liegt neben der Fokussie- 

rung auf Auslandsthemen üblicherweise auch noch 

zusätzlich auf einzelnen Branchen. Generell lässt 

sich in den Prüfungen der Steuerbehörden feststel- 

len, dass insb. die verrechnungspreistechnische 

Abbildung von Geschäftsbeziehungen rund um die 

immateriellen Werte einer Unternehmensgruppe 

im Fokus steht, da diese für den Geschäftserfolg 

der Gruppe regelmäßig entscheidende Bedeutung 

haben. Auch Finanztransaktionen, wie Darlehen 

oder Cash-Pooling, werden seitens der Finanzver- 

waltungen immer häufiger kritisch hinterfragt.

Die Finanzverwaltungen der beteiligten Staaten  

erhalten aber zwischenzeitlich nicht nur im Rahmen 

von Betriebsprüfungen Informationen zu Ver- 

rechnungspreisgestaltungen. Infolge der EU-weit 

eingeführten Meldepflicht über grenzüberschrei- 

tende Steuergestaltungen (sog. DAC 6-Melde- 

pflicht) können Informationen bereits frühzeitig 

vorliegen. So können etwa vertragliche Konditio- 

nen, die nicht ausschließlich unter Fremdver-

gleichsgrundsätzen angepasst werden, unter  

bestimmten Voraussetzungen als meldepflichtige 

Gestaltung zu würdigen sein, die im Inland oder auch 

im EU-Ausland der Finanzverwaltung zu melden ist.

Hinweis: Werden die Verrechnungspreise in ei-

nem der beteiligten Länder nicht oder nicht in 

vollem Umfang anerkannt, führt dies wirt-

schaftlich dazu, dass der nicht anerkannte Be-

trag in beiden Staaten besteuert wird. Dies be-

deutet aus Gruppensicht, dass für die betrof- 

fenen Korrekturbeträge regelmäßig eine Steu-

erbelastung von insgesamt über 60 % oder teil-

weise sogar 70 % eintritt. Eine Eliminierung  

dieser Doppelbesteuerung ist dabei (insb. bei 

Nichtvorhandensein eines Doppelbesteue-

rungsabkommens) entweder gar nicht oder 

nur mit entsprechendem Zeit- und Kostenauf-

wand im Rahmen eines bilateralen Verständi-

gungsverfahrens möglich.

Ein solches Verständigungsverfahren dauert er-

fahrungsgemäß zwischen eineinhalb und zwei  

Jahren, kann aber teilweise auch länger dauern.  

Vor diesem Hintergrund empfiehlt sich eine proak-

tive Gestaltung der Verrechnungspreise bzw. des 

Verrechnungspreismodells unter Beachtung der 

steuerlichen Rahmenbedingungen der beteiligten 

Staaten.
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Beispiel: Produktionstochtergesellschaft im Aus-

land

Die XY GmbH entwickelt, produziert und vertreibt 

Rasenmäher in Westeuropa. Um ihren europäi-

schen Marktanteil zu erhöhen, beschließt sie, auch 

die osteuropäischen Länder zu bedienen. Insb. auf 

Grund der räumlichen Nähe, der günstigeren Pro- 

duktionskosten und der im Vergleich zu Deutsch- 

land geringeren Körperschaftsteuerbelastung soll 

die Produktion und der Vertrieb für Osteuropa nicht 

durch sie selbst, sondern durch die neu gegründete 

XY Kft. in Ungarn erfolgen. Diese ist rechtlich mit  

einer deutschen GmbH vergleichbar. Alleinige  

Gesellschafterin der XY Kft. ist die XY GmbH.

Der in den Rasenmähern verwendete Antriebsme- 

chanismus ist patentgeschützt. Die deutsche XY 

GmbH gewährt der ungarischen XY Kft. deshalb ent-

sprechende Nutzungsrechte, um ihr die Produktion 

zu ermöglichen. Zudem gewährt die XY GmbH ein 

Darlehen zur Finanzierung der Errichtung der Pro-

duktionsstätte und geht Bürgschaften zur Absiche-

rung von Rohstofflieferungen und Lieferungen vor-

gefertigter Teile durch Lieferanten an die XY Kft. ein.

Neben dem Vertrieb im osteuropäischen Markt  

liefert die XY Kft. die von ihr gefertigten Rasen mäher 

zum Teil auch an die XY GmbH, die diese wiederum in 

den von ihr bearbeiteten Märkten vertreibt.

Es bestehen mehrere grenzüberschreitende Leis- 

tungsbeziehungen zwischen der XY Kft. und der 

XY GmbH, für die zur steuerlichen Anerkennung 

jeweils Entgelte zu Grunde zu legen sind, die dem 

Fremdvergleichsgrundsatz entsprechen. Die Einhal-

tung des Fremdvergleichsgrundsatzes ist für steu-

erliche Zwecke zudem sowohl für den deutschen als 

auch für den ungarischen Fiskus zu dokumentieren.

Hinweis: Basierend auf den Plänen zu einem „Amount B“ im Rahmen von Pillar One zu den BEPS-Maß-

nahmen der OECD wurden im Februar 2024 Vorgaben zu einem „Simplified and Steamlined Approach  

for baseline marketing and distribution functions“ (kurz SSA) vorgelegt. Damit können OECD-Staaten 

verbindlich oder optional vereinfachende Verrechnungspreisvorgaben für einfache Vertriebstätigkeiten 

im grenzüberschreitend agierenden Konzern einführen. Eine Anwendung ist bereits ab 2025 vorgesehen. 

Es bleibt abzuwarten, welche OECD-Staaten – einschließlich Deutschland – in welcher Weise von dem 

SSA-Ansatz Gebrauch machen werden.

XY GmbH XY Kft.

DEUTSCHLAND UNGARN

Patentnutzung

Warenlieferungen

Bürgschaften

Darlehen
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WER IST BETROFFEN?

Die deutschen Verrechnungspreisregeln sind auf 

alle Geschäftsbeziehungen mit dem Ausland anzu-

wenden, die in Deutschland steuerpflichtige Unter-

nehmen (z. B. Kapital- und Personengesellschaf-

ten, in Einzelfällen aber auch natürliche Personen) 

mit anderen nahestehenden Personen unterhal-

ten. Dabei handelt es sich im Regelfall um andere 

Gesellschaften aus der Unternehmensgruppe. Eine 

betragsmäßige Nichtaufgriffsgrenze (Wesentlich-

keitsgrenze) gibt es dabei nicht.

Wichtig: Die Hürde, ab wann eine Person als nahe- 

stehend gilt, ist sehr niedrig. So reicht es derzeit 

insb. aus, wenn

›  einer der betreffenden Geschäftspartner unmit- 

telbar oder mittelbar zu mindestens 25 %, im 

steuerlichen Sinne also wesentlich, an dem ande- 

ren Geschäftspartner beteiligt ist (Mutter- und 

Tochtergesellschaft) oder

›  ein Geschäftspartner Anspruch auf mindestens 

25 % des Gewinns oder Liquidationserlöses des 

anderen Geschäftspartners hat oder

›  ein Geschäftspartner auf den anderen Geschäfts-

partner einen beherrschenden Einfluss ausüben 

kann oder 

›  eine dritte Person unmittelbar oder mittelbar zu 

mindestens 25 % an beiden Geschäftspartnern 

beteiligt ist (bspw. Schwestergesellschaften),  

gegenüber beiden Geschäftspartnern einen  

Anspruch auf mindestens 25 % des Gewinns oder 

Liquiditätserlöses hat oder auf beide Geschäfts-

partner unmittelbar oder mittelbar einen beherr-

schenden Einfluss ausüben kann oder

›  einer der Geschäftspartner auf den anderen  

Geschäftspartner bei der Vereinbarung der  

Bedingungen einer Geschäftsbeziehung einen 

außerhalb dieser Geschäftsbeziehung begrün-

deten Einfluss ausüben kann oder einer von ihnen 

ein eigenes Interesse an der Einkünfteerzielung 

des anderen hat.

Hinweis: Hierbei handelt es sich um die Defini-

tion der nahestehenden Person nach deut-

schem Recht. In anderen Staaten kann eine 

Verbundenheit, die zur Anwendung von Ver-

rechnungspreisvorgaben aus Sicht des ande-

ren Staates führt, bereits bei wirtschaftlicher 

Abhängigkeit zu bejahen sein, so z. B. in China. 

Umgekehrt kann aber im Ausland ein Naheste-

hen bspw. auch erst ab einer Beteiligungsquo-

te von mehr als 50 % vorliegen. Insoweit kön-

nen also durchaus bereits Unterschiede und 

damit Konfliktpotential bei der Frage beste-

hen, ob eine Person für steuerliche Zwecke als 

nahestehend anzusehen ist oder nicht.

Die Prüfung, ob die Verrechnungspreisregelungen 

anzuwenden sind, kann im Einzelfall auch bei  

Beteiligungen an Joint Venture Gesellschaften  

erforderlich sein, an denen zwar keine Mehrheits-

beteiligung, aber zumindest eine Minderheitsbe-

teiligung von 25 % oder mehr besteht. Um steuer-

liche Probleme zu vermeiden, muss in solchen 

Fällen bereits bei den Verhandlungen der Rahmen-

bedingungen des Joint Ventures die Verrech-

nungspreisproblematik berücksichtigt werden.
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Mittelständische Unternehmen entwickeln sich 

häufig sehr dynamisch – insb., wenn es um die 

Struktur des Auslandsgeschäfts geht. Dabei wird 

regelmäßig dann auf steuerlichen Sachverstand 

zurückgegriffen, wenn sich die gesellschaftsrecht-

liche Struktur der Unternehmensgruppe ändert, 

indem etwa neue Auslandsgesellschaften gegrün-

det oder bestehende Gesellschaften aufgespaltet 

werden. Die steuerlichen Konsequenzen, die sich 

aus einer rein organisatorischen grenzüberschrei-

tenden Neuausrichtung der Unternehmensgruppe 

bei unverändert fortbestehenden gesellschafts- 

rechtlichen Strukturen ergeben, werden hingegen 

oft übersehen. Dabei können die steuerlichen Aus-

wirkungen solcher Maßnahmen beträchtlich sein.

Grund hierfür sind insb. die Regelungen zur sog. 

Funktionsverlagerung. Dabei handelt es sich um 

eine besondere Form einer grenzüberschreitenden 

Geschäftsbeziehung zwischen nahestehenden 

Personen. Auch hier sind unter Anwendung des 

Fremdvergleichsgrundsatzes Verrechnungspreise 

zu ermitteln. Dabei ist aber nicht nur isoliert auf die 

einzelne Transaktion mit den konkret übertrage-

nen oder überlassenen materiellen und immateri-

ellen Wirtschaftsgütern oder sonstigen Vorteilen 

abzustellen. Vielmehr ist ein Transferpaket mit den 

zugleich übergehenden Chancen und Risiken zu 

schnüren und als Gesamtheit zu bewerten. Letzt-

lich führt dieses Transferpaket dazu, dass die ver-

lagerte oder veränderte Funktion als Unterneh-

mensteil zu bewerten ist.

Unliebsame Konsequenz: Die darauf entfallen- 

den stillen Reserven einschließlich des anteiligen 

Geschäfts- und Firmenwerts werden aufgedeckt 

und besteuert.

FUNKTIONSVERLAGERUNGEN
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Beispiele für Funktionsverlagerungen (typisierend):

›  Eine bisher als Eigenfertiger operierende Gesell- 

schaft wird auf einen reinen Auftragsfertiger 

(verlängerte Werkbank) für eine andere Grup- 

pengesellschaft abgeschmolzen.

›  Eine Eigenhändlergesellschaft wird auf einen 

Handelsvertreter für eine andere Gruppengesell- 

schaft abgeschmolzen.

›  Ein Vollproduzent verlagert seine Entwicklungs-

funktion einschließlich der Rechte an den Ent- 

wicklungsergebnissen auf eine andere Gruppen- 

gesellschaft.

›  Eine als Entrepreneur operierende Gesellschaft  

in einem Handelskonzern verlagert die bisher bei 

ihr angesiedelte Zentraleinkaufsfunktion auf eine 

andere Gruppengesellschaft.

›  Eine Produktions- und Vertriebsgesellschaft  

gibt einen bisher von ihr bearbeiteten Markt an 

eine andere Gruppengesellschaft ab, die eben-

falls als Produktions- und Vertriebsgesellschaft 

operiert.

Hinweis: Bei einer frühzeitigen Berücksichtigung 

der steuerlichen Konsequenzen lässt sich eine  

geplante Neustrukturierung häufig so gestalten, 

dass die Anwendung der zeit- und kosteninten-

siven Bewertungsregelung zur Funktionsverla-

gerung (Transferpaketbetrachtung) vermieden 

werden kann. Dies erfolgt etwa durch eine Funkti-

onsverdoppelung oder wenn bei einer Funktions-

verlagerung keine immateriellen Wirtschaftsgüter 

oder sonstigen Vorteile übergehen.

Aber auch wenn aufgrund entsprechender Gestal-

tung keine Funktionsverlagerung mehr vorliegt, 

kann dennoch eine vergütungspflichtige Übertra-

gung oder Überlassung von immateriellen Wirt-

schaftsgütern, wie dem Kundenstamm oder von 

Know-how, vorliegen. Eine Prüfung des konkreten 

Einzelfalls ist deshalb unverzichtbar.

Eine Funktionsverlagerung kann als meldepflich-

tige grenzüberschreitende Steuergestaltung zu 

beurteilen sein und der DAC 6-Meldepflicht unter-

liegen. Auch insoweit ist daher eine Prüfung des 

konkreten Einzelfalls unabdingbar.

DOKUMENTATIONSPFLICHTEN

Damit die Steuerbehörden die Einhaltung der  

Verrechnungspreisvorschriften prüfen können, 

müssen die Unternehmen die gruppeninternen 

Leistungsbeziehungen umfassend und ausführlich 

dokumentieren. Details zum Inhalt dieser Doku-

mentationspflichten sind in der Gewinnabgren-

zungsaufzeichnungsverordnung (GAufzV) gere-

gelt.

Wichtig: Es reicht nicht aus, nur die realisierten 

Leistungsbeziehungen und die zur Anwendung 

gekommenen Verrechnungspreise bzw. deren Er-

mittlungssystematik zu beschreiben. Vielmehr 

sind im Rahmen einer Angemessenheitsanalyse 

unter Beachtung der konkreten Umstände des 

Einzelfalls, der konkret ausgeübten Funktionen, 

eingesetzten Wirtschaftsgüter und übernomme-

nen Risiken sowie der als zumindest eingeschränkt 

vergleichbar identifizierten Fremdvergleichs- 

daten Aussagen dazu zu treffen, warum die zur 

Anwendung gekommenen Verrechnungspreise 

als fremdüblich und somit als steuerlich angemes-  
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sen angesehen werden können. Wird eine solche 

umfassende Analyse nicht vorgelegt, hat die Fi-

nanzverwaltung die Möglichkeit, die aus ihrer Sicht 

angemessenen Verrechnungspreise zu schätzen. 

Dabei kann der Beurteilungsspielraum zu Lasten 

des Steuerpflichtigen ausgeschöpft werden.

Bei der Erstellung einer Verrechnungspreisdoku-

mentation sollte deshalb immer darauf geachtet 

werden, dass mindestens alle notwendigen Doku-

mentationsbestandteile enthalten sind, um Schät-

zungen der Finanzverwaltung zu vermeiden.

Bislang ist die Verrechnungspreisdokumentation 

der Finanzverwaltung auf Anforderung – regelmä-

ßig im Rahmen einer Betriebsprüfung – vorzule-

gen. Ab dem 01.01.2025 muss der Steuerpflichtige 

seiner Vorlagepflicht innerhalb der Betriebsprüfung 

auch ohne gesondertes Verlangen der Finanzver-

waltung nachkommen (s. nachstehende Übersicht). 

Um diese Pflicht wirksam durchsetzen zu können, 

ist sie an strafbewehrte Fristen geknüpft.

FRISTEN ZUR ERSTELLUNG DER VERRECHNUNGSPREISDOKUMENTATION UND VORLAGE

DEFINITION

DOKUMENTATIONS-

ERSTELLUNG

VORLAGEPFLICHT

GEWÖHNLICHE 

GESCHÄFTSVORFÄLLE

Sich aus dem Geschäftsmodell her- 

aus ergebende, regelmäßig wieder- 

kehrende Geschäftsvorfälle.

Keine gesetzliche Erstellungsfrist, 

aber möglichst zeitnahe Erstellung 

und laufende Pflege der Dokumen-

tation wegen relativ kurzer Frist zur 

Vorlage sowie wegen Komplexität 

und Umfang anzuraten.

Innerhalb von 60 Tagen nach Auffor-

derung (z. B. im Rahmen einer Be-

triebsprüfung).

Ab dem 01.01.2025: Innerhalb von 30 

Tagen nach Bekanntgabe der Prü-

fungsanordnung, ohne gesonderte 

Anforderung. Bei Anforderung au-

ßerhalb einer Betriebsprüfung inner-

halb von 30 Tagen nach Anforderung.

AUSSERGEWÖHNLICHE 

GESCHÄFTSVORFÄLLE

Geschäftsvorfälle, die ihrer Art nach 

und vor dem Hintergrund des jewei-

ligen Geschäftsmodells nicht regel- 

mäßig wiederkehrend sind (bspw. 

Funktionsverlagerungen o. ä.).

Zeitnahe Dokumentation gesetzlich 

vorgegeben, Fertigstellung bis spä-

testens sechs Monate nach Ablauf 

des Wirtschaftsjahres, in dem der 

außergewöhnliche Geschäftsvorfall 

realisiert wurde.

Innerhalb von 30 Tagen nach Auffor-

derung. 

Ab dem 01.01.2025: Innerhalb von 30 

Tagen nach Bekanntgabe der Prü-

fungsanordnung, ohne gesonderte 

Anforderung. Bei Anforderung au-

ßerhalb einer Betriebsprüfung in-

nerhalb von 30 Tagen nach Anforde-

rung.
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Die Nichteinhaltung der Dokumentationsvor-

schriften und Vorlagefristen wird mit empfindli-

chen Sanktionen geahndet: Wird keine Dokumen-

tation vorgelegt oder ist diese im Wesentlichen 

nicht verwertbar, wird ein Strafzuschlag zwischen 

5 % bis 10 % des sich aus der Verrechnungspreis-

korrektur ergebenden Mehrergebnisses, das aus 

der Schätzung durch die Finanzverwaltung resul-

tiert, fällig. Mindestens beträgt der Strafzuschlag 

jedoch 5.000 Euro. Bei verspäteter Vorlage einer 

vollständigen und verwertbaren Dokumentation 

fällt ein Strafzuschlag von mindestens 100 Euro 

pro Tag der Fristüberschreitung an. Dieser kann 

sich maximal auf bis zu 1 Mio. Euro aufsummieren.

Hinweis: Durch die Nichteinhaltung der Doku-

mentationspflichten verliert das Unterneh-

men die Möglichkeit, sich inhaltlich über die 

Anerkennung bzw. Angemessenheit der Ver-

rechnungspreise mit der Finanzverwaltung 

auseinanderzusetzen. Eine sorgfältige und 

nachvollziehbare Dokumentation ist daher ein 

Muss.

Ab 2025 ist im Rahmen von Betriebsprüfungen  

zudem die der Finanzverwaltung in § 200a AO  

neu eingeräumte Möglichkeit des sog. qualifizier-

ten Mitwirkungsverlangens zu beachten. Die  

Betriebsprüfung hat darüber ein weiteres Instru-

ment erhalten, die für die Beurteilung steuerlich 

relevanter Sachverhalte notwendigen Informatio-

nen in einem übersichtlichen zeitlichen Rahmen 

vom Steuerpflichtigen zur Verfügung gestellt zu 

bekommen. Die Nichtbefolgung des qualifizierten 

Mitwirkungsverlangens ist erheblich sanktioniert 

(insb. im Wiederholungsfall). Für die Verrech-

nungspreise unterstreicht diese Neuregelung 

nochmals die Notwendigkeit einer zeitnahen und 

vollständigen Dokumentationserstellung.

Die Gewinnabgrenzungsaufzeichnungsverordnung 

(GAufzV) enthält eine Bagatellregelung für klei-

nere Unternehmen. Danach können diese ihren 

Dokumentationspflichten bereits dadurch gerecht 

werden, dass sie auf Anfrage Auskünfte erteilen 

und Unterlagen vorlegen, aus denen sich die 

Fremdüblichkeit der zur Anwendung gekomme-

nen Verrechnungspreise ableiten lässt. Als kleine-

re Unternehmen gelten dabei solche zusammen-

hängende inländische Unternehmen (alle inländi- 

schen Gesellschaften und Betriebsstätten einer 

Unternehmensgruppe), die in Summe pro Jahr ins 

Ausland an nahe stehende Personen Güter oder 

Waren im Wert von nicht mehr als 6 Mio. Euro lie-

fern und andere Leistungen im Wert von nicht 

mehr als 600.000 Euro erbringen.

Die Praxis zeigt jedoch, dass auch in diesen Fällen 

eine dokumentarische Aufbereitung der relevan-

ten Geschäftsvorfälle notwendig ist, weil die not-

wendigen Auskünfte nur so erteilt und die not-

wendigen Unterlagen vorgelegt werden können.

Hinweis: Auch im Ausland bestehen regelmä-

ßig Dokumentationspflichten in Bezug auf die 

angewandten grenzüberschreitenden Ver-

rechnungspreise. Die Sanktionierung bei Ver-

stößen ist dabei jedoch zum Teil noch erheb-

lich schärfer als in Deutschland. Deshalb 

müssen die jeweiligen Dokumentationspflich-

ten rechtzeitig vor Ort geklärt werden, um  

etwaige ungewollte und teure Konsequenzen 

zu vermeiden. Zudem sollte beachtet werden, 

dass die Argumentation zur Angemessenheit 

der zur Anwendung gekommenen Verrech-

nungspreise für ein und denselben Sachver-

halt im In- und Ausland konsistent ist. Denn  

die Steuerbehörden arbeiten verstärkt auch 

grenzüberschreitend zusammen, wodurch 

Widersprüche in der Verrechnungspreisdoku-

mentation aufgedeckt werden können.



13

Die Dokumentation ist von der betreffenden  

Gesellschaft bzw. Betriebsstätte für ihre relevan-

ten grenzüberschreitenden Geschäftsbeziehun-

gen zu erstellen (sog. Local File). Hat das betreffen-

de Unternehmen im vergangenen Wirtschaftsjahr 

einen Umsatz von mehr als 100 Mio. Euro realisiert, 

ist es zudem dazu verpflichtet, eine Stammdoku-

mentation mit Grundinformationen zur Unterneh-

mensgruppe, zu der es gehört, zu erstellen (im  

internationalen Kontext als Master File bezeich-

net). Darin sind u. a. Angaben dazu zu machen, wie 

die Unternehmensgruppe insgesamt rechtlich und 

organisatorisch strukturiert ist, wie sich die gene-

relle Funktions- und Risikoverteilung zwischen  

allen Unternehmen der Gruppe darstellt, wie die 

Lieferketten für die wichtigsten Produkte der 

Gruppe aufgebaut und wie die Verantwortlich-

keiten, Zuordnungen und Verrechnungspreis-

strukturen in Bezug auf wesentliche Dienstleis-

tungen, Finanzierungen und immaterielle Werte 

geregelt sind.

Neben der eigentlichen Verrechnungspreisdoku-

mentation (Master File und Local File) sind Konzer-

ne mit einem im vorangegangenen Wirtschaftsjahr 

erzielten konsolidierten Konzernumsatz von mehr 

als 750 Mio. Euro zudem verpflichtet, einen länder-

bezogenen Bericht zu erstellen (im internationalen 

Kontext als Country-by-Country Report bezeich-

net). In diesem länderbezogenen Bericht sind in  

Bezug auf die einzelnen Steuerhoheitsgebiete,  

in denen der Konzern über Gesellschaften oder  

Betriebsstätten präsent ist, u. a. Angaben  

zur wirtschaftlichen Tätigkeit und ausgewählten 

Kennzahlen zu machen. Der länderbezogene Be-

richt ist grundsätzlich immer nur von der jeweiligen 

Konzernobergesellschaft, die den Konzernab-

schluss aufstellt, zu erstellen. Im Falle einer inländi-

schen Konzernobergesellschaft ist der Bericht 

beim Bundeszentralamt für Steuern in einem ver-

pflichtend vorgegebenen xml-Format einzurei-

chen. Das Bundeszentralamt für Steuern tauscht 

diesen länderbezogenen Bericht dann mit den  

Finanzverwaltungen der betroffenen Steuerho-

heitsgebiete aus, die in den Bericht einbezogen 

sind. Voraussetzung für diesen Austausch ist aller-

dings, dass entsprechende Vereinbarungen zum 

gegenseitigen Austausch solcher Informationen 

bestehen (wie dies z. B. im Rahmen der EU-Amts-

hilferichtlinie der Fall ist). Es gibt jedoch auch Kon-

stellationen, in denen ein inländisches Unternehmen 

einen länderbezogenen Bericht abgeben muss, 

selbst wenn es keinen Konzernabschluss aufstellt 

(sekundäre Berichtspflicht). Vor diesem Hinter-

grund ist bei Vorliegen eines Konzerns mit mehr als 

750 Mio. Euro konsolidiertem Konzernumsatz im 

Einzelfall immer zu prüfen, inwieweit in Deutsch-

land entsprechende Berichtspflichten bestehen. 

Weiterhin ist zu beachten, dass zum Country-by-

Country Reporting auch verschiedene Angaben in 

der Steuererklärung zu machen sind (im internatio-

nalen Kontext als Notifications bezeichnet).

Hinweis: Unsere Erfahrungen haben gezeigt, 

dass das Country-by-Country Reporting zu-

nehmend Beachtung in Betriebsprüfungen fin-

det. Neben der Prüfung der inhaltlichen Konsis-

tenz rückt inzwischen auch der Verstoß gegen 

die Abgabepflicht in den Fokus der Behörden.

Die sorgfältige Ermittlung der für das Reporting 

erforderlichen Daten ist aber nicht nur für die  

Erfüllung der Dokumentationspflichten relevant. 

Seit 2024 können diese für etwaige Erleichterun-

gen im Rahmen der globalen Mindeststeuer ge-

nutzt werden. Für Geschäftsjahre ab 2025 gehen 

vergleichbare Daten zudem im Rahmen des sog.  

EU Public CbCR in einen öffentlich zugänglich zu 

machenden Ertragsteuerinformationsbericht ein.

Haben Sie die Erstellung der erforderlichen 

Dokumentationen bereits in die Steuerpro-

zesse des Unternehmens integriert?
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WIE WIR SIE UNTERSTÜTZEN KÖNNEN

Das Thema Verrechnungspreise ist sehr weitläu-

fig, äußerst komplex und erfordert angesichts der 

erheblichen Auswirkungen auch auf nichtsteuer-

liche Bereiche, etwa ergebnisabhängige Vergü-

tungsmodelle für leitende Angestellte, Festlegung 

der relevanten Kennzahlen zur Steuerung des  

Gesamtunternehmens, oder der Auswirkungen 

auf das Vertriebsmodell ein durchdachtes und 

ganzheitlich angelegtes Konzept, das sämtliche 

relevanten Aspekte berücksichtigt und entspre-

chend reflektiert. Zudem muss sichergestellt sein, 

dass das System den Finanzverwaltungen im  

In- und Ausland gegenüber nachvollziehbar erklärt 

und im Rahmen von Betriebsprüfungen verteidigt 

werden kann.

Auf Grund unserer Expertise und jahrelangen prakti-

schen Erfahrungen in diesem Bereich können wir  

Ihnen die ganze Bandbreite der hierfür erforderli-

chen Beratungsleistungen anbieten. Dabei richten 

wir uns stets nach den individuellen Bedürfnissen 

und Wünschen unserer Mandanten. Unser Leis-

tungsportfolio umfasst u. a. die folgenden Bereiche:

›  Unterstützung bei der Preisgestaltung grenz-

überschreitender Leistungsbeziehungen unter 

Berücksichtigung sämtlicher steuerlicher As-

pekte (bspw. Umsatzsteuer, Zoll, Bilanzierung)

›  Stärken-Schwächen-Analyse der bestehenden 

Verrechnungspreisdokumentation bzw. des be-

stehenden Verrechnungspreissystems (Health- 

Check)

›  Gestaltung von international abgestimmten, be-

lastbaren und auf Ihr Unternehmen zugeschnitte-

ne Verrechnungspreismodellen inklusive Beglei-

tung bei der Umsetzung (bspw. durch Vertrags- 

gestaltungen, Durchführung von Workshops, 

Erarbeitung von Handlungsanweisungen/Richt-

linien, Implementierung von Prozessen und Pro-

zessbeschreibungen, Erarbeitung von Templates)

›  Unterstützung bei der Erstellung der Verrech-

nungspreisdokumentation – sei es in einzelnen 

Teilbereichen (bspw. bei der Erarbeitung der 

Funktions- und Risikoanalyse oder der Ange-

messenheitsanalyse) oder in sämtlichen Berei-

chen (bspw. im Rahmen des  Masterfile-Kon-

zepts oder der Erstellung einer rein für deutsche 

Zwecke benötigten Dokumentation)

›  Definition der für die Angemessenheitsdoku-

mentation erforderlichen Erfolgskennziffern 

für die einzelnen Transaktionsarten ggf. inklu-

sive Benchmarking

›  Erstellung von Datenbankstudien zur Ermitt-

lung von Fremdvergleichswerten für die Doku-

mentation der Angemessenheit von Verrech-

nungspreisen für verschiedene Transaktions- 

arten (bspw. Benchmarking von Erfolgskenn-

ziffern im Kontext von Vertriebsstrukturen, 

Fertigungsfunktionen oder Dienstleistungs-

funktionen, von Lizenzsätzen im Kontext von 

Nutzungsüberlassungen immaterieller Werte 

oder von Zinssätzen im Kontext von Darlehen-

sausreichungen)
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›  Unterstützung bei der Analyse der Auswirkun-

gen der Anwendung des neuen OECD-Kon-

zepts zur Vergütung von Kernvertriebstätig-

keiten („Amount B“) auf Ihre Unternehmens- 

gruppe

›  DEMPE-Analyse in Bezug auf die wesentlichen 

immateriellen Vermögenswerte der Unterneh-

mensgruppe

›  Technische Unterstützung beim Aufsetzen von  

internationalen Dokumentationsstrukturen mit  

einem IT-gestützten Tool (Digitales Transfer 

Pricing Management)

›  Verteidigung Ihres Verrechnungspreismodells 

in Betriebsprüfungen

›  Begleitung in gerichtlichen und außergericht-

lichen Rechtsbehelfen mit Bezug zu verrech-

nungspreistechnischen Fragestellungen

›  Einleitung von Verständigungsverfahren zur 

Eliminierung von wirtschaftlichen Doppelbe-

steuerungen, die aus Verrechnungspreiskor-

rekturen durch in- oder ausländische Steuer-

behörden resultieren

›  Durchführung von Vorabverständigungsver-

fahren (Advanced Price Agreements – APAs)

›  Gutachterliche Stellungnahmen zu komplexen 

Fragestellungen

›  Koordinierung/Abstimmung mit Ihren Bera-

tern/Kollegen im Ausland oder mit unseren Kol-

legen aus dem RSM Netzwerk

›  Inhaltliche und/oder technische Unterstüt-

zung beim Aufsetzen von Country-by-Count-

ry Reports (bspw. Erarbeitung eines Leitfa-

dens zur Ermittlung/Definition der benötigten 

Daten, Zurverfügungstellung des notwendi-

gen xml-Konverters, Übermittlung der xml-

Datei an das BZSt, etc.)

›  Unterstützung bei der Identifikation und Erfül-

lung von DAC 6-Meldepflichten im Inland sowie 

im europäischen Ausland.
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AUSLÄNDISCHE BETRIEBSSTÄTTEN

RISIKO BEI DIREKTEM  

AUSLANDSENGAGEMENT

Viele deutsche mittelständische Unternehmen 

werden im Rahmen von einzelnen Kundenprojek-

ten oder -aufträgen über einen längeren Zeitraum 

im Ausland tätig oder begründen dort eine Zweig-

niederlassung, ohne in dem jeweiligen Land eine 

rechtlich selbständige Tochtergesellschaft zu un-

terhalten. Ertragsteuerlich kann es dadurch zur Be- 

gründung einer Betriebsstätte des deutschen Un- 

ternehmens in dem betreffenden Staat kommen.

Dies hat zur Konsequenz, dass der ausländische 

Staat den Teil des Gewinns des deutschen Unter- 

nehmens, der auf diese Betriebsstätte entfällt, be-

steuert. Da Deutschland bereits die gesamten, 

weltweit erzielten Einkünfte des deutschen Unter-

nehmens der Besteuerung unterwirft, werden da-

durch die auf die Betriebsstätte entfallenden Ge-

winne grundsätzlich doppelt, d. h. einmal von 

Deutschland und einmal vom Betriebsstättenstaat, 

belastet. Dies kann zu einer Steuerquote für die  

Betriebsstättengewinne von über 70 % führen.

Dadurch kann es für die Unternehmen wirtschaft- 

lich äußerst unattraktiv werden, Auslandsaktivi- 

täten voranzutreiben, obwohl dies regelmäßig so-

wohl im Interesse des deutschen als auch des 

jeweiligen ausländischen Staats liegt. Aus diesem 

Grund versuchen die involvierten Staaten regel - 

mäßig, die Doppelbesteuerung zu eliminieren – sei 

es auf Basis von Doppelbesteuerungsabkommen 

oder aufgrund nationaler Regelungen in den jewei-

ligen Staaten.

Die Eliminierung der Doppelbesteuerung wird  

regelmäßig durch den Ansässigkeitsstaat  

des betroffenen Unternehmens und nicht  

durch den Betriebsstättenstaat vorgenom-

men. Technisch wird dies je nach Fallkonstella-

tion auf drei unterschiedliche Arten erreicht: 
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›  durch Steuerfreistellung der Betriebsstät-

tengewinne im Ansässigkeitsstaat, 

›  durch Anrechnung der im Betriebsstätten-

staat bezahlten Steuer auf die im Ansässig-

keitsstaat entstehende und auf die Betriebs-

stättengewinne entfallende Steuer oder 

›  durch Abzug der im Betriebsstättenstaat auf 

die Betriebsstättengewinne gezahlten Steuern 

als Betriebsausgabe im Ansässigkeitsstaat.

Die Begrifflichkeit Betriebsstätte wird in verschie- 

denen Steuerrechtsgebieten (bspw. im nationalen 

Ertragsteuerrecht der betroffenen Staaten, im Ab- 

kommensrecht oder im Umsatzsteuerrecht) ver- 

wendet. Schwierigkeiten bereitet dabei häufig der 

Umstand, dass sich die Definition und das Ver- 

ständnis der Begrifflichkeit in diesen Steuerrechts- 

gebieten und in den einzelnen Staaten zum Teil er-

heblich unterscheiden. So hat z. B. die Ausweitung 

der Homeoffice-Tätigkeit von Mitarbeitern als Fol-

ge der Corona-Krise dazu geführt, dass in vielen 

Ländern auch durch die Tätigkeit eines im Ausland 

ansässigen Mitarbeiters im Homeoffice eine Be-

triebsstätte begründet wird. Dies kann in vielen Fäl-

len dazu führen, dass ein Staat zu dem Ergebnis 

kommt, dass eine Betriebsstätte vorliegt, wohin-

gegen der andere involvierte Staat dies verneint. 

Darüber hinaus besteht die Möglichkeit, dass beide 

Staaten von einer Betriebsstätte ausgehen, aber 

komplett unterschiedliche Herangehensweisen 

haben, den der Betriebsstätte zuzuordnenden Ge-

winn zu ermitteln. Dies kann zu erheblichen Unter-

schieden der Höhe des der Betriebsstätte zuzuord-

nenden Gewinns führen.

Diese unterschiedlichen Interpretationen des Be-

triebsstättenbegriffs und verschiedenen Syste- 

matiken zur Ermittlung des Betriebsstätten er-

gebnisses führen dazu, dass trotz Bestehens eines 

Doppelbesteuerungsabkommens regelmäßig Dop- 

pelbesteuerungen entstehen, die das Ergebnis des 

zu Grunde liegenden Geschäfts (ungeplant) erheb-

lich belasten und nicht selten das Geschäft unwirt-

schaftlich machen.

Bei jedem Auslandsengagement sollte deshalb  

bereits vor Geschäftsabschluss geprüft werden, ob 

sowohl aus deutscher als auch aus ausländischer 

Sicht eine Betriebsstätte vorliegt.

Ist dies der Fall, ist zu eruieren, wie eine für beide 

Staaten akzeptable Betriebsstättengewinnermitt-

lung aussehen kann. Wird eine solche Prüfung nicht 

im Vorfeld durchgeführt und stellt sich im Nachhin-

ein heraus, dass doch eine Betriebsstätte vorliegt 

oder die steuerliche Bemessungsgrundlage we-

sentlich abweicht, ist es erfahrungsgemäß schwer, 

die mit dem Geschäft verbundenen wirtschaft-

lichen Ziele noch zu erreichen. Darüber hinaus dro-

hen im Betriebsstättenstaat häufig Zins- und/oder 

Strafzahlungen, weil das Unternehmen die (doch) 

existierende Betriebsstätte nicht bzw. nicht recht-

zeitig registriert hat.

Hinweis: In Deutschland ist das Ergebnis der 

Betriebsstätte grundsätzlich nach der Selb-

ständigkeitsfiktion zu ermitteln (sog. Autho-

rized OECD-Approach, kurz AOA). Dazu werden 

für steuerliche Zwecke das Stammhaus und die 

Betriebsstätte wie eigenständige und unab-

hängige Rechtsträger betrachtet. Die Folge 

hiervon ist, dass auch fiktive Leistungsbezie-

hungen zwischen Stammhaus und Betriebs-

stätte anzunehmen sind, die entsprechend den 

Verrechnungspreisgrundsätzen bepreist wer- 

den müssen. Dabei ist zwingend eine Betriebs-

stättengewinnermittlung entsprechend den 

Vorgaben in der Betriebsstättengewinnauftei-

lungsverordnung (BsGaV) in einer Hilfs- und 

Nebenrechnung zu dokumentieren und der  

Finanzverwaltung auf Anfrage vorzulegen.
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Zudem sind Meldepflichten zu beachten. So ist die 

Gründung oder der Erwerb einer Betriebsstätte  

gegenüber dem zuständigen inländischen Finanz-

amt im Rahmen der Steuererklärung für den  

Besteuerungszeitraum, in dem der Sachverhalt 

verwirklicht wurde, spätestens aber 14 Monate 

nach Ablauf des betreffenden Besteuerungszeit-

raums anzuzeigen. Zudem kann eine DAC 6-Melde-

pflicht zu beachten sein, wenn im Zusammenhang 

mit der ausländischen Betriebsstätte Sachverhalte 

verwirklicht werden, die als grenzüberschreitende 

Steuergestaltungen zu qualifizieren sind.

WER IST BETROFFEN?

Sowohl natürliche Personen als auch Kapital-

gesellschaften können durch ihr temporäres  

unternehmerisches Auslandsengagement Be-

triebsstätten begründen. Personengesellschaften 

stellen steuerlich einen Sonderfall dar, auf die aber 

grundsätzlich auch die Betriebsstättengrundsät-

ze Anwendung finden. Betragsmäßige Nichtauf-

griffsgrenzen oder Bagatellregelungen gibt es 

weder in Deutschland noch im Ausland.

Hinweis: Schwierigkeiten bereitet das Thema  

Betriebsstätten häufig deshalb, weil diese 

nicht auf Grund eines formalen Gründungs-

vorgangs, sondern bereits auf Grund der fak-

tischen Gegebenheit des Tätigwerdens im 

Ausland entstehen. Auch bei einer verstärkten 

Homeoffice-Tätigkeit leitender Angestellter 

oder Geschäftsführer im Ausland ist Vorsicht 

geboten. Trifft z. B. ein Geschäftsführer, der 

neuerdings in seinem Homeoffice im Ausland 

tätig wird, dort die in organisatorischer und 

wirtschaftlicher Hinsicht wichtigen Entschei-

dungen, begründet er eine Geschäftsleitungs-

betriebsstätte. Auch die Homeoffice-Tätig-

keit eines (nicht geschäftsleitenden) Ange-

stellten im Ausland, der Leitungsfunktionen 

ausübt und dadurch dem Unternehmen 

Verfügungsmacht über das Homeoffice ver-

mittelt, kann zu einer Betriebsstätte führen. 

Deshalb ist bereits im Vorfeld immer eine  

genaue Analyse eines unternehmerischen 

Auslandsengagements erforderlich, um unan-

genehme Überraschungen und unerwartete 

finanzielle Belastungen zu vermeiden.

Dies gilt umso mehr, als international die Ten- 

denz besteht, die Hürden für das Vorliegen einer 

Betriebsstätte weiter abzusenken. Deutlich wird 

dies bspw. an den sog. Dienstleistungsbetriebs-

stätten, die rein durch Zeitablauf in den betreffen-

den Staaten, insb. in den BRICS-Staaten, ent-

stehen.

WIE WIR SIE UNTERSTÜTZEN KÖNNEN

Das Thema Betriebsstätte ist erfahrungsgemäß 

nur dann richtig in den Griff zu bekommen, wenn 

die Prozesse im Unternehmen so angelegt sind, 

dass steuerliches Know-how bereits frühzeitig 

(bspw. in der Angebotsphase) in die Planung eines 

temporären Auslandsengagements mit einbezo-

gen wird.

Lässt sich die Entstehung einer Betriebsstätte 

nicht vermeiden, kann so zumindest sichergestellt 

werden, dass die Betriebsstätte rechtzeitig regis-

triert wird, um unnötige und teilweise erhebliche 

Strafzahlungen oder aber formale Probleme bei 

der Anerkennung von Betriebsausgaben zu ver-

meiden.
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Darüber hinaus ist darauf zu achten, dass verrech- 

nungspreisrelevante Transaktionen (bspw. durch 

Unterbeauftragung eines ausländischen Grup-

penunternehmens) im Rahmen der Betriebsstät-

tengewinnermittlung korrekt berücksichtigt wer-

den. Dabei ist insb. auch die Sichtweise des 

betreffenden ausländischen Staats auf den rele-

vanten Sachverhalt mit einzubeziehen, um ein 

aufeinander abgestimmtes und weitestgehend 

harmonisiertes Ergebnis in allen betroffenen Län-

dern sicherzustellen.

Gerne unterstützen wir Sie bei diesen anspruchs- 

vollen Aufgaben mit auf Ihre individuellen Bedürf- 

nisse zugeschnittenen Beratungsleistungen.

Unser Leistungsportfolio umfasst u. a. die folgen-

den Bereiche:

›  Stärken-Schwächen-Analyse der bereits exis-

tierenden Betriebsstättendokumentation und 

der bereits existierenden Systematiken zur Be-

triebsstättengewinnermittlung (Health Check)

›  Beurteilung, inwieweit für einzelne Sachverhalte 

vom Vorliegen einer Betriebsstätte auszugehen 

ist

›  Entwicklung einer Systematik zur Ergebniser-

mittlung für existierende Betriebsstätten

›  Unterstützung bei der Erstellung einer den  

gesetzlichen Vorschriften entsprechenden Be-

triebsstättendokumentation

›  Erarbeitung eines auf Ihr Unternehmen zuge-

schnittenen Prozesses zur zeitnahen Identifizie- 

rung und gezielten Steuerung von Betriebsstät- 

tenthemen

›  Durchführung von Workshops zur Qualifizierung 

und Sensibilisierung Ihrer Mitarbeiter

›  Klärung von Qualifikationskonflikten mit den  

in- und ausländischen Steuerbehörden

›  Verteidigung Ihres Betriebsstättenmodells in 

Betriebsprüfungen

›  Koordinierung/Abstimmung mit Ihren Beratern/ 

Kollegen im Ausland oder mit unseren Kollegen 

aus dem RSM Netzwerk.
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AUSLANDSENGAGEMENTS  
IM FOKUS DER FINANZVERWALTUNG

INTERNATIONALES STEUERRECHT ALS 

SCHWERPUNKT IN DER BETRIEBSPRÜFUNG

Nicht nur der deutsche Fiskus, sondern auch die aus-

ländischen Finanzverwaltungen richten den Fokus 

ihrer Betriebsprüfungen zunehmend auf die Besteu-

erung grenzüberschreitender Sachverhalte. Das ist 

für die betroffenen Unternehmen vor allem deshalb 

herausfordernd, weil sie sich in Bezug auf die gleiche 

Sachverhaltskonstellation mit den Finanzverwaltun-

gen von mindestens zwei Ländern auseinanderset-

zen müssen, deren Interessen regelmäßig vorrangig 

darauf ausgerichtet sind, das eigene Besteuerungs-

substrat so umfangreich wie möglich zu gestalten.

In Deutschland zeigt sich der Fokus der Betriebs- 

prüfungen auf das internationale Steuerrecht  

darin, dass auch bei kleineren Mittelständlern  

mit Geschäftsbezug zum Ausland zunehmend 

speziell geschulte Auslandsfachprüfer eingesetzt 

werden. Dabei verfügen diese Auslandsfachprü-

fer nicht nur über umfassendes Know-how im  

Bereich der Verrechnungspreise und Betriebsstät-

ten. Sie überprüfen im internationalen Geschäfts-

verkehr vielmehr zugleich die korrekte Umsetzung 

der umsatzsteuerrechtlichen Vorgaben sowie 

weiterer internationaler Steuerrechtsthemen, 

etwa die sog. Hinzurechnungsbesteuerung.

Bei größeren mittelständischen Unternehmen wird 

darüber hinaus immer häufiger auch die Bundesbe-

triebsprüfung einbezogen. Deren personelle Res-

sourcen wurden im Bereich des internationalen 

Steuerrechts in den letzten Jahren kontinuierlich  

erweitert und sollen auch in Zukunft weiter auf-

gestockt werden.

STEUERLICHE MEHRFACHBELASTUNGEN 

DROHEN

Feststellungen der Betriebsprüfung führen regel-

mäßig dazu, dass der bisher in der Veranlagung des  

betreffenden Staats berücksichtigte steuerliche  

Gewinn nachträglich erhöht wird. Dies hat in Bezug 

auf die grenzüberschreitenden Sachverhalte in  

aller Regel zur Folge, dass der von der Betriebs-

prüfung identifizierte Anpassungsbetrag von der 

betreffenden Person oder Unternehmensgruppe 
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sowohl im Betriebsprüfungsstaat als auch im  

anderen Staat zu versteuern ist und somit zu einer 

Doppelbesteuerung führt. 

Zur Eliminierung solcher Doppelbesteuerungen 

kann versucht werden, eine Gegenberichtigung im 

Rahmen von Vorabverständigungsverfahren zu 

erreichen. Im Rahmen derartiger Verfahren tau-

schen sich die Finanzverwaltungen der betreffen-

den Staaten zum relevanten Sachverhalt und der 

daraus resultierenden steuerlichen Würdigung 

aus und kommen im Optimalfall zu einer Überein-

kunft, wie dieser Sachverhalt in beiden Staaten

BEISPIEL

einheitlich zu behandeln ist. Wird kein Vorabver-

ständigungsverfahren durchgeführt bzw. kein 

Ergebnis erzielt, und nimmt keiner der beteiligten 

Staaten eine unilaterale Korrektur des steuer-

lichen Ergebnisses vor, wird die Doppelbesteuer-

ung zu Lasten des Steuerpflichtigen bzw. der  

Unternehmensgruppe definitiv.

MUTTER-

GESELLSCHAFT

TOCHTER-

GESELLSCHAFT

Verkauf Preis STAAT 1

von Waren 1.000 Euro STAAT 2

Staat 1:  Keine Änderung (= 1.000 Euro fließen in 

Gewinnermittlung ein und nicht nur 500 Euro 

wie von Staat 2 als richtig angesehen)

Staat 2:  Erhöhung des Gewinns um 500 Euro 

(1.000 Euro bisher abzgl. 500 Euro richtig)

Folge: 500 Euro werden sowohl von Staat 1 

(wie bisher) als auch von Staat 2 (Änderung 

durch Betriebsprüfung) besteuert = wirt-

schaftliche Doppelbesteuerung!
Betriebsprüfung:

Preis zu hoch!

Richtig: 500 Euro
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WIE WIR SIE UNTERSTÜTZEN KÖNNEN

Steuerliche Betriebsprüfungen stellen regelmäßig 

eine nicht unerhebliche Belastung für die betroffe- 

nen Unternehmen dar – und zwar sowohl hinsicht- 

lich der Bereitstellung der vom Betriebsprüfer an- 

geforderten Daten, Informationen und Unterlagen, 

als auch hinsichtlich etwaiger Arbeitssitzungen, 

der Schlussbesprechung bzw. etwaiger Rechts-

behelfs- oder Verständigungsverfahren im An-

schluss an eine Betriebsprüfung.

Eine Betriebsprüfung läuft erfahrungsgemäß 

dann am reibungslosesten ab, wenn der Betriebs-

prüfer zu den aufgeworfenen Fragen möglichst 

zügig und in einer guten Qualität bedient wird. Vor 

diesem Hintergrund kommt einer proaktiven Ge-

staltung der Sachverhalte, deren laufender Doku-

mentation und steuerlicher Würdigung eine ent-

sprechend große Bedeutung zu. Dies ist nicht 

zuletzt auch deshalb ratsam, weil die Finanzver-

waltung sehr umfangreiche Dokumentations- und 

Beweisvorsorgepflichten auf Seiten des Steuer-

pflichtigen sieht. Dies hat sie zuletzt in ihren im Juni 

2023 veröffentlichten sog. Verwaltungsgrundsät-

zen 2023 nochmals detailliert ausgeführt.

Gerne unterstützen wir Sie mit unserem erfahre- 

nen Team dabei, steuerliche Mehrbelastungen als 

Folge einer Betriebsprüfung möglichst zu ver- 

meiden.

Hierfür bieten wir u. a. die folgenden Leistungen an:

›  Prüfung und Sicherstellung der Einhaltung des 

verfahrensrechtlichen Rahmens

›  Unterstützung bei der Aufarbeitung von Sach-

verhalten für die Betriebsprüfung insb. hinsicht-

lich steuerrechtlicher Würdigungen

›  Unterstützung oder Übernahme der Kommuni-

kation mit der Betriebsprüfung

›  Erstellung von Stellungnahmen zu ausgewählten 

Themenstellungen aus der Betriebsprüfung

›  Erarbeitung von Argumentationsansätzen ge-

gen die Feststellungen der Betriebsprüfung

›  Unterstützung bei außergerichtlichen und ge- 

richtlichen Rechtsbehelfen als Folge von Be-

triebsprüfungsfeststellungen

›  Begleitung im Rahmen von grenzüberschreiten-

den Betriebsprüfungen (Joint Audits)

›  Einleitung von Verständigungsverfahren zwi-

schen den in- und ausländischen Finanzverwal-

tungen zur Eliminierung von Doppelbesteuerun-

gen

›  Koordinierung/Abstimmung mit Ihren Beratern/

Kollegen im Ausland oder mit unseren Kollegen 

aus dem RSM Netzwerk.
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BEPS-PROJEKT DER OECD

Auf internationaler Ebene wurden im Rahmen des 

BEPS-Projekts unter Federführung der OECD und 

der G20-Staaten aus 2015 bereits diverse Reformen 

zur Bekämpfung sog. aggressiver Steuergestaltun-

gen umgesetzt. Vorrangiges Ziel des BEPS-Projekts 

war und ist es, international abgestimmte Regelun-

gen zu finden, die verhindern, dass Unternehmen 

durch das Ausnutzen von (legalen) steuerlichen  

Gestaltungsmöglichkeiten auf Grund bestehender 

Regelungslücken in einzelnen Staaten oder nicht ab-

gestimmter Regelungen zwischen verschiedenen 

Staaten das Besteuerungssubstrat aushöhlen kön-

nen oder Gewinne durch entsprechende Gestaltun-

gen dorthin verlagern, wo es für sie steuerlich opti-

mal ist, auch wenn die Gewinne tatsächlich in einem 

anderen Staat erwirtschaftet wurden. Beispielhaft 

für die BEPS-Umsetzung sind die Maßnahmen zur 

Ausdehnung der Dokumentationsvorschriften im 

Bereich der Verrechnungspreise (Stichwort „Count-

ry-by-Country Reporting“), zu Meldepflichten bei 

grenzüberschreitenden Steuergestaltungen (Stich-

wort „DAC 6“) oder zur Neutralisierung von Effekten 

aus der unterschiedlichen Einordnung hybrider Ge-

staltungen (Stichwort „ATAD“).

BEPS 2.0

Fortgeführt werden die Bestrebungen der OECD  

zur Bekämpfung schädlichen Steuerwettbewerbs 

unter dem Stichwort „BEPS 2.0“. Dazu wurde ein 

Zwei-Säulen-Konzept (Pillar 1 and 2) entwickelt, das 

zum einen die Neuverteilung von Besteuerungs-

rechten bei multinational agierenden Konzernen  

mit einem weltweiten Umsatz von mindestens  

20 Mrd. Euro beinhaltet (Pillar 1) und zum anderen  

die Einführung einer weltweit greifenden Mindest-

steuer vorsieht (Pillar 2).

Während die Arbeiten an Pillar 1 auf OECD-Ebene 

noch andauern, haben sich in 2021 rund 140 Staa-

ten auf die Einführung einer globalen Mindest-

steuer im Rahmen von Pillar 2, auch bekannt unter 

der Bezeichnung „Global Anti-Base Erosion Rules“ 

(GloBE), geeinigt. 

NEUE HERAUSFORDERUNG: 
GLOBALE MINDESTSTEUER
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Um eine einheitliche Einführung und Ausgestal-

tung der Anwendung der globalen Mindeststeuer 

im EU-Raum sicherzustellen, beschloss der Rat 

der Europäischen Union am 15.12.2022 die Min-

destbesteuerungsrichtlinie. In Deutschland wur-

den die Richtlinienvorgaben mit dem Mindest-

besteuerungsrichtlinie-Umsetzungsgesetz vom 

21.12.2023 in nationales Recht umgesetzt und  

sind bereits grundsätzlich für Wirtschaftsjahre  

ab 2024 anzuwenden. Ebenso erfolgte bereits  

in anderen EU-Mitgliedstaaten eine Umsetzung  

bzw. werden EU-Vorgaben noch umgesetzt.

GLOBALE MINDESTSTEUER 

NACH DEUTSCHER UMSETZUNG

Nach dem deutschen Mindeststeuergesetz müs-

sen multinationale sowie nationale Konzerne mit 

einem Gesamtjahresumsatz von 750 Mio. Euro 

oder mehr in mindestens zwei der vier vorangehen-

den Geschäftsjahren prüfen, ob die Konzerngewinne 

weltweit in den jeweiligen Steuerjuris diktionen einer 

effektiven Steuerbelastung von mindestens 15 % 

unterliegen. Wird dieser effektive Mindeststeuer-

satz in einem Land unterschritten, ist grundsätzlich 

auf Ebene der obersten Muttergesellschaft ein Er-

gänzungssteuerbetrag in Höhe der Differenz zum 

Mindeststeuersatz von 15 % zu zahlen. Zu den kom-

plexen Mindeststeuer-Regelungen bestehen einige 

Vereinfachungs- und Ausnahmeregelungen, die teil-

weise dauerhaft gelten und teilweise auf einen Über-

gangszeitraum beschränkt sind. In der Praxis be-

sonders relevant dürften dabei Vereinfachungs- 

regelungen sein, die die bereits zu ermittelnden  

CbCR-Daten als Datengrundlage heranziehen.

Erstmals anzuwenden sind die Regelungen auf nach 

dem 30.12.2023 beginnende Wirtschaftsjahre. Somit 

sind die Mindeststeuervorgaben bereits im Rahmen 

von Steuerrückstellungsberechnungen für das Wirt- 

schaftsjahr 2024 und ggf. bereits für Quartalsab- 

schlüsse in 2024 zu beachten. Für das Wirtschaftsjahr 

2023 können zudem bestimmte Anhangangaben er-

forderlich sein. Ab grundsätzlich 2026 kommen nach 

den nationalen Regelungen auf in Deutschland ansäs-

sige Konzerngesellschaften umfassende Berichts- 

und Deklarationspflichten zu. Entsprechende Ver-

pflichtungen können sich auch Im Ausland ergeben.

ZUSÄTZLICHER ERMITTLUNGSAUFWAND 

DURCH MINDESTSTEUERVORGABEN

Betroffene Unternehmen müssen sich - soweit nicht 

bereits geschehen - intensiv und zeitnah mit den Vor-

gaben zur Ermittlung der Berechnungsgrundlagen 

für die Prüfung des effektiven Steuersatzes sowie 

weiterer relevanter Größen aus einandersetzen. Da-

bei kann der im jeweiligen Steuerhoheitsgebiet vor-

gesehene Nominalsteuersatz allenfalls einen groben 

Hinweis auf etwaig zu zahlende Ergänzungssteuern 

geben. Denn durch die umfangreichen Anpassungen 

sowohl des maßgeblichen Mindeststeuer-Gewinns 

als auch der zu berücksichtigenden Steuern können 

sich hier erhebliche Abweichungen ergeben. Uner-
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lässlich zur Ermittlung der Berechnungsgrundlagen 

wird dabei ein entsprechend angepasstes konzernin-

ternes Reporting sein, das weit über die bisherigen 

Reporting Packages im Zusammenhang mit der  

Konzernrechnungslegung hinausgeht. 

Ob von einer der Vereinfachungsregelungen basie-

rend auf CbCR-Daten Gebrauch gemacht werden 

kann, lässt sich praxisorientiert und effizient mit dem 

toolbasierten Beratungsansatz zu den CbCR-basier-

ten Safe Harbour-Regelungen von RSM Ebner Stolz 

abschätzen. Mehr dazu lesen Sie hier

 

 

Ausführliche Informationen zur Globalen Mindest-

steuer mit Fokus auf mittelständische Unterneh-

mensgruppen finden  Sie hier 

 

WIE WIR SIE UNTERSTÜTZEN KÖNNEN

Bei der Umsetzung der GloBE-Vorschriften zur 

globalen Mindeststeuer unterstützen wir Sie u. a. 

mit folgenden Leistungen:

›  Analyse vorhandener Daten aus den ERP- und 

Tax Reporting-Tools und Identifikation fehlender 

Informationen für die Erfüllung der GloBE-Com-

pliance-Verpflichtungen

›  Identifikation der sog. GloBE-Gruppe innerhalb 

Ihres Konzerns, auf die in den Mindeststeuer-

regelungen abgestellt wird

›  Definition und Schulung verantwortlicher Mitar-

beiter im Unternehmen im In- und Ausland

›  Prozess-Beschreibung in einer GloBE-Konzern-

richtlinie

›  Erste Einschätzung, ob und inwieweit von  

Ver einfachungsregelungen Gebrauch gemacht 

werden kann, unter Einsatz des RSM Ebner Stolz 

Transitional Safe Harbour Quick Check.
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GRENZÜBERSCHREITENDER
ZAHLUNGSVERKEHR

QUELLENSTEUER IM BLICK

Erhält eine in einem Staat ansässige Person (bspw. 

eine Kapitalgesellschaft) von einer in einem ande-

ren Staat ansässigen Person (bspw. ebenfalls  

eine Kapitalgesellschaft) eine Gewinnausschüt-

tung (Dividende) bzw. eine Vergütung für die  

Erbringung bestimmter Leistungen (bspw. für eine 

Aufsichtsratstätigkeit), für die Überlassung von  

Kapital (Zinsen) oder von Nutzungsrechten an  

immateriellen Wirtschaftsgütern (Lizenzen), sind 

diese Vergütungen vom Empfänger der Vergütun-

gen regelmäßig nicht nur in dem Staat, in dem  

er ansässig ist, sondern auch in dem Staat aus  

dem die Vergütung stammt (Quellenstaat), zu  

besteuern.

Zur Sicherstellung seines Besteuerungsrechts 

und -aufkommens verpflichtet der Quellenstaat 

den Vergütungsschuldner dabei regelmäßig da-

zu, im Zeitpunkt der Zahlung einen bestimmten 

Prozentsatz der Vergütung als Steuer für den  

Vergütungsgläubiger einzubehalten und an das  

Finanzamt im Quellenstaat abzuführen. Es  

erfolgt somit ein Steuereinbehalt an der Quelle, 

weshalb die Steuer auch als Quellensteuer be-

zeichnet wird.
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BEISPIEL

MUTTER-

GESELLSCHAFT

FISKUS
TOCHTER-

GESELLSCHAFT Zahlung Quellen-

steuer 15.000 Euro

Umgang mit Quellensteuer?

Dividendenausschüttung Tatsächliche STAAT 1

von 100.000 Euro Zahlung 85.000 Euro STAAT 2

Je nachdem, ob die betroffenen Länder Doppel be- 

steuerungsabkommen miteinander abgeschlos-

sen haben oder entsprechende EU-rechtliche Vor-

schriften (bspw. Mutter-Tochter-Richtlinie oder 

Zins- und Lizenzrichtlinie) bestehen, ist es möglich, 

dass die Höhe der Quellensteuer im Quellenstaat 

reduziert oder die Quellensteuer ganz eliminiert 

wird. Dies setzt allerdings sowohl in Deutschland 

als auch im Ausland die Erfüllung bestimmter Vor-

aussetzungen und die Einhaltung gewisser Forma-

lien (Anträge, Fristen, Nachweise) voraus.

Nimmt ein Vergütungsschuldner den Abzug von 

Quellensteuer für die Rechnung des Vergütungs- 

gläubigers nicht vor, obwohl er eigentlich dazu  

verpflichtet gewesen wäre, haftet er regelmäßig 

für diese Steuer. Die Finanzverwaltung kann also 

die nicht einbehaltene und abgeführte Quellen-

steuer beim Vergütungsschuldner einfordern – mit 

der Folge, dass der Vergütungsschuldner diese 

Steuer zunächst vorfinanzieren muss. Anschlie-

ßend kann er versuchen, diese auf zivilrechtlichem 

Weg von seinem Vergütungsgläubiger zurück-

zuerhalten. Dies ist erfahrungsgemäß nicht nur 

zeitintensiv. Es führt unter Umständen auch dazu, 

dass die Beziehung zwischen Vergütungsgläu bi-

ger und Vergütungsschuldner unnötig belastet 

wird.

WER IST BETROFFEN?

Das Thema Quellensteuer betrifft sowohl natürli-

che Personen als auch Kapital- und Personenge- 

sellschaften – sei es als Vergütungsschuldner, der 

die Quellensteuer einzubehalten und abzuführen 

hat, als auch als Vergütungsgläubiger, für den die 

Quellensteuer einbehalten wird. Betragsmäßige 

Nichtaufgriffsgrenzen oder Bagatellregelungen 

bestehen in aller Regel weder in Deutschland noch 

im Ausland.
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WIE WIR SIE UNTERSTÜTZEN KÖNNEN

Bei Zahlungen vom Ausland oder in das Ausland  

stellt sich immer die Frage, ob unter quellensteuer-  

lichen Gesichtspunkten alles beachtet ist. Dies gilt  

sowohl für Zahlungen zwischen den Gesellschaf- 

ten einer Unternehmensgruppe als auch für Zah-

lungen von und an Personen außerhalb einer  

Unternehmensgruppe.

Dabei sind immer auch die vorgeschriebenen For-

malien zu beachten, da etwaige Ansprüche oder 

Befreiungen regelmäßig von deren Einhaltung  

abhängen.

Um kostspielige Fehler in Sachen Quellensteuer-

einbehalt zu vermeiden bzw. um die Möglichkeiten 

von Steuerbefreiungen oder Steuerermäßigungen 

voll auszuschöpfen, bieten wir Ihnen u. a. die  

folgenden Leistungen an:

›  Prüfung der aktuellen Prozesse zum Quellen-

steuereinbehalt

›  Prüfung der Möglichkeiten einer Quellensteuer-

reduktion oder -befreiung

›  Prüfung der Anrechnungs- oder Abzugsmög-

lichkeiten von Quellensteuern

›  Unterstützung bei der Deklaration der Quellen-

steuer

›  Unterstützung bei der Beantragung von Frei-

stellungsbescheinigungen

›  Koordinierung/Abstimmung mit der Finanzver-

waltung

›  Prüfung der Optimierung der Beteiligungsstruk- 

turen zur Verringerung der Quellensteuerbelas- 

tung

›  Workshops zur Sensibilisierung Ihrer Mitarbeiter

›  Koordinierung/Abstimmung mit Ihren Beratern/ 

Kollegen im Ausland oder mit unseren Kollegen 

aus dem RSM Netzwerk.
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GRENZÜBERSCHREITENDE
ARBEITSEINSÄTZE

WELTWEIT PR ÄSENT MIT MITARBEITERN 

VOR ORT

Der Einsatz von Mitarbeitern des inländischen  

Unternehmens im Ausland oder umgekehrt die 

Beschäftigung ausländischer Arbeitnehmer im  

Inland hat zahlreiche Vorteile für das Unterneh-

men: So kann Know-how übertragen werden und 

die Zusammenarbeit innerhalb der Unterneh-

mensgruppe wird durch den fachlichen sowie per-

sönlichen Austausch verbessert. Ferner können 

gruppenweite Prozesse durch die vielfachen Ein-

blicke der in mehreren Unternehmen eingesetzten 

Mitarbeiter besser abgestimmt werden. Auch auf 

die Projektabwicklung wirkt sich der grenzüber-

schreitende Einsatz von Mitarbeitern positiv aus. 

Und schließlich werden dadurch regelmäßig quali-

fizierte Mitarbeiter an das Unternehmen gebun-

den.

Aufgrund des Fachkräftemangels prüfen Unter-

nehmen auch, ob nicht eine direkte Anstellung  

im Ausland möglich ist und welche Compliance-

Pflichten dies auslöst.

Aber auch für die Mitarbeiter ist der Auslandsein-

satz regelmäßig von Vorteil. Dieser bietet u. a. die 

Möglichkeit, Wissen auszubauen, Erfahrungen zu 

sammeln, internationale Kontakte zu knüpfen oder 

sich für eine Beförderung zu empfehlen.

Darüber hinaus rückt das Thema „Homeoffice“, 

„Remote Working“ oder „Work Anywhere“ immer 

mehr in den Fokus. Zum einen hat das Arbeiten vom 

Homeoffice aus enorm zugenommen. Viele Mitar-

beiter nutzen - zumindest teilweise - ihr Homeoffice 

als Arbeitsplatz, der sich nicht selten in einem ande-

ren Land als dem Land befindet, in dem der Arbeit-

geber seinen Sitz hat. Zum anderen kann auch lang-

fristig für ein Unternehmen durch die virtuelle 

Zusammenarbeit und das flexible Arbeiten auf glo-

baler Basis ein Wettbewerbsvorteil entstehen. Hier- 

bei geht es um die Flexibilität, von überall arbeiten zu 

können (auch über die Grenzen des eigenen Home-

office hinaus). Eine für Ihr Unternehmen passende 

Remote Working-Strategie kann zu

›  einem Umsatzwachstum,

›  der Steigerung der Attraktivität als Arbeitgeber 

(die besten Talente gewinnen, motivieren und hal-

ten),

›  der Steigerung des Gewinns durch Reduzierung 

des Kostenaufwands für Reisezeiten, Entsendun-

gen, Büromieten etc.

führen. Wir begleiten Sie auf dem Weg von der Erar-

beitung bis zur Umsetzung einer für Ihr Unternehmen 

passenden Strategie unter Berücksichtigung der Un-

ternehmenskultur, den globalen Compliance-Anfor-

derungen sowie Prozessen und Fürsorgepflichten.
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CHANCEN UND RISIKEN

LIEGEN ENG BEIEINANDER

Abgesehen von den vielfältigen Vorteilen, die der 

Auslandseinsatz eines Mitarbeiters – oft auch als 

Entsendung bezeichnet – oder auch das Remote- 

Working mit sich bringt, bestehen zahlreiche Fall- 

stricke:

›  Unternehmensbezogene Aspekte

›  Wird der Aufwand korrekt den rechtlichen Ein-

heiten im Unternehmensverbund zugeordnet?

›  Ist die Entsendung rechtlich durch entspre-

chende vertragliche Regelungen flankiert?

›  Sind Entsende- und/oder Remote-Working- 

Richtlinien sinnvoll und erforderlich, um ein-

heitliche Regelungen bei Entsendungen zu 

schaffen?

›  Wird etwa durch das grenzüberschreitende 

Arbeiten eines Geschäftsführers eine Be-

triebsstätte begründet (vgl. Ausführungen zur 

Betriebsstätte)?

›  Sind lokale Mindeststandards einzuhalten?

›  Mitarbeiterbezogene Aspekte

›  Sind die aufenthaltsrechtlichen Fragestellun-

gen geklärt (Immigration)?

›  Sind die sozialversicherungsrechtlichen Fra-

gen im Heimatstaat und im Beschäftigungs-

staat geregelt?

›  Sind Meldungen/Registrierungen im Einsatz-

land notwendig?

›  Ist die lohnsteuerliche Behandlung in bei- 

den Staaten geprüft und ein vollständiges  

Reporting der Gehaltszahlungen zwischen  

den Gesellschaften sichergestellt? Denn bei 

Fehlern haftet der Arbeitgeber!

›  Inwiefern wird der Mitarbeiter beim Umzug, 

seinen familiären Belangen, Wohnungssuche, 

Kinderbetreuung, Schulen unterstützt?

›  Sind vor einer Entsendung auch testamentari-

sche Fragestellungen geklärt, da ansonsten  

im Todesfall eventuell das ausländische Erb- 

recht einschlägig ist? Sind eine Vorsorge- und 

Patientenvollmacht vorhanden bzw. sinnvoll?

Werden Mitarbeiter im Ausland eingesetzt 

oder Mitarbeiter aus verbundenen Unter- 

nehmen temporär/dauerhaft ins inländische 

Unternehmen geholt, gilt es eine Vielzahl von 

Fragen zu beantworten, wobei sich arbeits-

rechtliche, sozialversicherungsrechtliche und 

steuerrechtliche Fragen überlagern und abge-

stimmte Lösungen erfordern.
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WIE WIR SIE UNTERSTÜTZEN KÖNNEN

Bei grenzüberschreitenden Mitarbeitereinsätzen, 

Anstellung und Remote-Working im Ausland sind 

zahlreiche Fragen sowohl von Seiten des Unter-

nehmens als auch von Seiten der Mitarbeiter un-

ter Berücksichtigung der in- und ausländischen 

rechtlichen Vorgaben zu klären.

Bei der Vielzahl der sich daraus ergebenden Aufga-

ben unterstützen wir Sie mit folgenden Leistungen:

›  Unternehmensbezogene Leistungen

›  Zugrundelegung angemessener Verrech-

nungspreise im Zusammenhang mit der Ent-

sendung

›  Festlegung, in welchem Interesse die Entsen-

dung erfolgt

›  Prüfung und Durchführung der notwendigen 

Meldungen (EU-Entsendemeldung)

›  Durchführung bzw. Unterstützung bei der  

Gehaltsabrechnung sowie Klärung aller lohn-

steuerrechtlichen Fragen im Zusammenhang 

mit der Auslandstätigkeit

›  Optimierung der steuerlichen Gestaltung einer 

Mitarbeiterentsendung für das Unternehmen

›  Minimierung des Betriebsstättenrisikos

›  Optimierung des Dienstreisemanagements

›  Schulung Ihrer Mitarbeiter

›  Unterstützung bei Anfragen zum mobilen  

Arbeiten vom Ausland aus (Einzelfallprüfung 

und Unterstützung beim Ausarbeiten einer 

Richtlinien und eines Prozesses zur Genehmi-

gung/Dokumentation).

›  Mitarbeiterbezogene Leistungen

›  Unterstützung bei der Ausgestaltung individu-

alvertraglicher Regelungen mit dem Mitarbei-

ter

›  Klärung aller nationalen steuerrechtlichen und 

sozialversicherungsrechtlichen Fragen sowie 

Unterstützung bei Anträgen im Zusammen-

hang mit der Entsendung

›  Klärung der internationalen Fragen sowie Un-

terstützung bei Anträgen im Bereich des Steu-

errechts und der Sozialversicherung in Zu-

sammenarbeit mit unseren Kollegen aus dem 

internationalen RSM Netzwerk

›  Unterstützung bei der Erstellung oder Opti-

mierung von Entsende-/Remote-Working-

Richtlinien (Identifizierung des konkreten 

Mehrwerts für das Unternehmen oder Mitar-

beitergruppen, Entwicklung eines Konzeptes 

sowie die Durchführbarkeit, Implementierung 

und Prozessierung einer Richtlinie)

›  Unterstützung bei der Erstellung von Entsen-

derichtlinien

›  Erstellung der deutschen Steuererklärungen 

für die ins Ausland entsandten Mitarbeiter so-

wie der ausländischen Steuererklärungen in 

Zusammenarbeit mit unseren Kollegen aus 

dem internationalen RSM Netzwerk

›  Erstellung der Steuererklärungen für die nach 

Deutschland entsandten ausländischen Mitar-

beiter

›  Vertretung der entsandten ausländischen Mit-

arbeiter in außergerichtlichen und gericht-

lichen Rechtsstreitigkeiten im Zusammenhang 

mit der inländischen Steuerdeklaration.
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INDIREKTE STEUERN

Die Bestimmung von Verrechnungspreisen ist nicht 

nur für die Frage der Ertragsbesteuerung von zent-

raler Bedeutung. Auch für die Umsatzbesteuerung 

der konzerninternen Lieferungen oder sonstigen 

Leistungen sind die Verrechnungspreise ein wichti- 

ges Thema. Dieser Betrag wird regelmäßig der Um-

satzbesteuerung zugrunde gelegt. Zudem sind bei 

Warenlieferungen an Konzerngesellschaften außer-

halb der EU bzw. von diesen ins Inland zollrechtliche 

Implikationen zu beachten.

So vielfältig wie unternehmerisches Handeln sind 

auch die umsatzsteuerlichen bzw. zollrechtlichen 

Folgen. Am Beispiel einer international tätigen  

Unternehmensgruppe wird dies eindrucksvoll deut-

lich. Allein bei grenzüberschreitenden Lieferungen, 

aber auch bei sonstigen Leistungen über die Grenze 

innerhalb der EU (wie etwa bei Wartungsarbeiten 

oder konzerninternen Verwaltungstätigkeiten, die 

zwischen den Gruppenmitgliedern erbracht werden) 

ergeben sich zahlreiche umsatzsteuerliche Frage-

stellungen.

Zudem gilt es, die aktuellen umsatzsteuerlichen 

Entwicklungen auf internationaler Ebene in Blick zu 

behalten:

›  Im Rahmen der Initiative VAT in the Digital Age 

(„ViDA“) strebt die EU-Kommission die Einführung 

der verpflichtenden E-Rechnung für innerge-

meinschaftliche Umsätze und eines darauf auf-

bauenden digitalen Meldesystems an. In Deutsch-

land ist bereits ab 2025 eine verpflichtende 

Verwendung der E-Rechnung im B2B-Bereich bei 

innerstaatlichen Leistungen gesetzlich geregelt.

›  Ferner steht eine Vereinfachung der umsatz-

steuerlichen Registrierungs- und Meldepflichten 

im Raum. Wann diese Änderungen EU-weit in 

Kraft treten können, ist allerdings noch offen.
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FOKUS UMSATZSTEUER BEI LEISTUNGEN 

INNERHALB DER EU

Bei grenzüberschreitenden Leistungen innerhalb 

der EU liegt der Fokus des leistenden Unternehmers 

vor allem auf

›  der Klärung einer möglichen Registrierungs-

pflicht im EU-Ausland,

›  der Anwendung des Reverse-Charge-Verfahrens,

›  der korrekten Rechnungsstellung und

›  der richtigen Deklaration der Umsatzsteuer.

Dauerbrenner: Das umsatzsteuerlich maßgebli-

che Entgelt

Seitens des Leistungsempfängers kann die Verrech-

nungspreisbestimmung grundsätzlich zwar auch für 

die Geltendmachung der Umsatzsteuer als Vorsteu-

er maßgeblich sein. Zumeist hat allerdings bei Leis-

tungsbeziehungen über die Grenze die korrekte De-

klaration als Reverse-Charge-Umsatz (i. d. R. bei 

sonstigen Leistungen) bzw. als innergemeinschaftli-

cher Erwerb (im Falle einer Lieferung) im Rahmen der 

Umsatzsteuervoranmeldung zu erfolgen. Erschwe-

rend kommt hinzu, dass es bei einer Korrektur des 

Verrechnungspreises durch die Finanzverwaltung 

regelmäßig auch einer entsprechenden Berichtigung 

der Rechnung und der Umsatzsteuerdeklaration be-

darf. In diesem Fall ist zu klären, ob die Berichtigung 

durch den Leistenden noch erfolgen kann – und wenn 

ja, zu welchem Zeitpunkt die Vorsteuerkorrektur bzw. 

die Korrektur des Reverse-Charge-Verfahrens bzw. 

des innergemeinschaftlichen Erwerbs beim Leis-

tungsempfänger  zu  berücksichtigen  ist.

Mit Blick auf das gesamte Leistungsspektrum

Oftmals sind in Abhängigkeit der Geschäftsfelder 

des Konzerns auch noch weitere umsatzsteuerli-

che Fragen zu klären. Erbringen bspw. die Unter-

nehmensgruppe oder einzelne Gruppenmitglieder 

elektronische Dienstleistungen auch an Nichtun-

ternehmer, steht u. a. in Europa die Nutzung des 

sog. One-Stop-Shop-Verfahrens im Raum.

Auch bei der grenzüberschreitenden Überlassung 

von Lizenzen, der Personalgestellung und bei Liefe-

rungen mit mehreren Vertragspartnern sind i. d. R. 

umsatzsteuerliche Besonderheiten zu beachten.

Umsatzsteuer als wesentlicher Bestandteil der 

Tax Compliance

Da fehlerhafte umsatzsteuerliche Wertungen von er-

brachten und bezogenen Leistungen zum einen zu fina-

len Steuermehrbelastungen führen können, zum ande-

ren seitens der Finanzverwaltung oftmals in Prüfungen 

aufgegriffen und ggf. als steuerstrafrechtlich relevant 

gewürdigt werden, ist die Umsatzsteuer ein wesentli-

cher Bestandteil der Tax Compliance von international 

tätigen Unternehmen und Unternehmensgruppen.

Aufgrund des Masseaufkommens an Umsätzen und 

Leistungsbezügen mit Umsatzsteuerausweis kann ein 

Überprüfen der korrekten umsatzsteuerlichen Beur-

teilung im Unternehmen letztlich nur IT-unterstützt ge-

lingen. Dadurch lassen sich zudem Arbeitsabläufe steu-

ern und überprüfen sowie Verbesserungspotenzial 

heben.

RSM Ebner Stolz bietet mit dem VAT Audit Tool 

zur Prüfung von Massendaten eine auf die  

Anforderungen mittelständischer Unterneh-

men und Konzerne abgestimmte IT-gestützte 

Lösung an.  Zudem bietet RSM Ebner Stolz einen 

„Readiness Check“ für die E-Rechnungsstel-

lung an, um möglichst zeitnah alle erforderlichen 

Schritte bei der Umsetzung der neuen Rech-

nungsvorschriften in Ihrem Unternehmen zu 

identifizieren.
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Wie wir Sie unterstützen können

In den zahlreichen aufkommenden Fragen zur Um-

satzbesteuerung bei grenzüberschreitenden Leis-

tungen innerhalb der EU können wir die korrekte 

umsatzsteuerliche Behandlung im In- bzw. Aus-

land klären und sicherstellen. Sei es auf Basis  

von Kurzanfragen, Gutachten, Unterstützung  

bei Prozessabläufen, Deklarationsunterstützun-

gen oder der Kommunikation mit den Finanzbehör-

den: Sie können auf unser sehr erfahrenes Um-

satzsteuerteam sowie (sofern gewünscht) auf 

Umsatzsteuerexperten aus unserem RSM-Netz-

werk in dem jeweiligen Ausland zurückgreifen.

Konkret bieten wir Ihnen dazu u. a. folgende Leis- 

tungen:

›  Prüfung der umsatzsteuerlichen Behandlung 

von konzerninternen und -externen Leistungs-

beziehungen

›  Unterstützung bei der IT-gestützten Überprü-

fung von umsatzsteuerlichen Sachverhalten un-

ter Einsatz unseres VAT Audit Tools oder eines 

bereits im Unternehmen vorhandenen Tools

›  Unterstützung bei der Einbindung umsatz-

steuerlicher Prüffelder in ein bestehendes Tax 

Compliance Management System

›  Prüfung der ordnungsgemäßen Rechnungstel- 

lung und Deklaration bei Korrekturen von Ver- 

rechnungspreisen

›  Unterstützung bei Umsatzsteuersonderprüfun-

gen

›  Unterstützung in außergerichtlichen und 

gerichtlichen Rechtsbehelfen im Bereich der 

Umsatzsteuer.

HERAUSFORDERUNG GLOBALE 

WARENSTRÖME

Die deutsche Wirtschaft und mit ihr der Mittelstand 

sind stark exportorientiert. Zugleich sind die Roh- 

stoffvorkommen Deutschlands begrenzt und das 

Land ist auf Importe angewiesen. Durch die Globa- 

lisierung sind die Möglichkeiten der Erschließung 

von Märkten einschließlich der Errichtung von Pro-

duktionsstätten im Ausland weiter gewachsen. In 

den letzten Jahren hat der grenzüberschreitende 

Handel daher weiter deutlich zugenommen. Inzwi-

schen existieren eine Vielzahl von Freihandelsab-

kommen der EU mit bedeutenden Wirtschaftsnati-

onen, z. B. mit Südkorea, Kanada oder Japan, bzw. 

wird über weitere Liberalisierungen verhandelt, 

was u. a. die Verringerung von Zöllen beinhaltet. 

Gleichzeitig versuchen Staaten oder Staatenge-

meinschaften zum Schutz ihrer eigenen Wirtschaft 

durch eine Anhebung von Zöllen, den Zugang für 

ausländische Marktteilnehmer zu erschweren.

Für international agierende Unternehmen ist es des-

halb unerlässlich, sich mit dem Thema Zoll zu beschäf-

tigen. Es sollte gleichzeitig nicht zwingend als ein not-

wendiges Übel hingenommen werden. Im Gegenteil, 

das Zollrecht bietet auch viele Chancen; oft können 

Kosten durch Ausschöpfen zollrechtlicher Möglich-

keiten reduziert werden. Dies betrifft in erster Linie 

die Frage, ob und in welcher Höhe Einfuhrabgaben 

(Zölle und Einfuhrumsatzsteuer) tatsächlich entste-

hen müssen. Zum anderen kann die Nutzung zoll- 

rechtlicher Vereinfachungen bei der Abwicklung der 

Warenströme zu Zeit- und Kostenvorteilen führen.
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Einschaltung von Dienstleistern

Zollrechtlich in der Pflicht ist, wer Waren ein- bzw. 

ausführt. Die Einschaltung von Dienstleistern hat 

daher – entgegen gelegentlich anzutreffender 

Auffassung – nicht zur Folge, dass das Thema Zoll 

an diese ausgelagert werden könnte und das Un-

ternehmen aus der Verantwortung entlassen 

wäre. Der Dienstleister wird i. d. R. keine eigenen 

zollrechtlichen Pflichten übernehmen. Dies be-

deutet, dass der Dienstleister für die richtige Zoll-

abwicklung diverse Informationen benötigt, u. a.  

zu den anzumeldenden Zolltarifnummern, dem an-

zumeldenden Zollwert und dem sog. Zollverfahren, 

in das die Waren überführt werden sollen. Eine ein-

deutige Festlegung von Rechten und Pflichten auch 

vor zollrechtlichem Hintergrund ist daher uner-

lässlich, um die optimale und korrekte Zollabwick-

lung zu gewährleisten. In Zeiten, in denen die Ver-

waltung großen Wert auf Compliance legt, sind 

schriftliche Anweisungen, Vereinbarungen und Do-

kumentationen zwingend erforderlich.

Wie hoch sind die Einfuhrabgaben?

Zölle sind echte Kosten. Anders als z. B. die Ein-

fuhrumsatzsteuer können sie nicht im Rahmen 

des Vorsteuerabzugs geltend gemacht werden. 

Ganz wichtig für jedes Unternehmen, das am 

grenzüberschreitenden Warenverkehr teilnimmt, 

ist daher zum einen die Kenntnis des jeweiligen 

Zollsatzes, der auf einer Ware lastet, zum anderen 

muss bekannt sein, welche Bestandteile in den 

sog. Zollwert (Bemessungsgrundlage für den Zoll-

satz) einbezogen werden müssen.

Der Zollsatz folgt aus der sog. Zolltarifnummer. Eine 

unzutreffende Tarifierung kann zu einem falschen 

Zollsatz und ungeplanten Mehrkosten führen. Die 

anwendbare Zolltarifnummer ist mitunter jedoch 

nicht ohne Weiteres und eindeutig aus dem Zolltarif 

ersichtlich. Die Einordnung in den Tarif kann z. B. 

abhängig sein von den individuellen Eigenschaften 

der fraglichen Ware, u. a. ihrer Beschaffenheit, ihrem 

Verwendungszweck oder der Fertigungsstufe.

Ist die richtige Zolltarifnummer bekannt, kommt es 

für die Bemessung der Einfuhrabgaben zudem auf 

den Zollwert an. Ausgangspunkt hierfür ist i. d. R. 

der Kaufpreis einer Ware, der mit diesem aber 

nicht zwingend identisch ist. Vielmehr sind etwa 

Verpackungs- und Versicherungskosten hinzuzu-

rechnen, ebenso Transportkosten bis zum Ort des 

Verbringens in das Zollgebiet, wenn sie im Kauf-

preis nicht bereits inkludiert sind. Andererseits 

gehören Beförderungskosten innerhalb des Zoll-

gebiets nicht zum Zollwert. Auch müssen Makler-

löhne und Provisionen hinzugerechnet werden, 

außer es handelt sich um Einkaufsprovisionen.

Zollvorteile bei der Bearbeitung von Waren bzw. 

zeitweisem Verbleib

U. U. kann das Entstehen von Einfuhrabgaben im 

Ergebnis auch vollständig unterbleiben, sollen sie 

doch nur anfallen, wenn Waren tatsächlich in den 

Wirtschaftskreislauf eines Zollgebiets eingehen. 

Dies ist jedoch nicht der Fall, wenn sie lediglich z. B. 

bearbeitet oder repariert werden oder nur zeitweise 

dort genutzt werden und anschließend das Zollge-

biet wieder verlassen, z. B. bei der zeitweisen Nut-

zung von Baumaschinen.
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U. U. werden Waren zunächst auch lediglich im Zoll-

gebiet gelagert und es ist noch unklar, ob und zu 

welchem Zeitpunkt sie in den Wirtschaftskreislauf 

eingehen werden. Hier bietet das Zolllager vor allem 

für Handelsunternehmen mit internationalen Ge-

schäftsbeziehungen und Lieferketten eine weitere 

Option, Zölle zu sparen und Liquiditätsvorteile zu re-

alisieren, da die Einfuhrabgaben erst bei Entnahme 

aus dem Zolllager entstehen. Wird eine im Zollla-

gerverfahren befindliche Ware wieder exportiert, 

entstehen demgegenüber keine Einfuhrabgaben.

Als „zugelassener Wirtschaftsbeteiligter“ 

Zeit und Geld sparen

Eine besondere Ausgestaltung des Verhältnisses 

zwischen Behörde und Zollbeteiligtem hat mit dem 

Status eines „Zugelassenen Wirtschaftsbeteilig-

ten“ (Authorized Economic Operator, AEO) Einzug in 

die Rechtssystematik der EU gefunden. Unterneh-

men, die ihre Zoll-Organisation und -Prozesse ent-

sprechend strukturieren, dokumentieren und den 

Zollbehörden nachweisen, dass sie über eigenes 

Zoll- Know-how verfügen, können den AEO-Status 

erhalten. Inhaber eines solchen Status gelten als be-

sonders zuverlässig und sollen eine bevorzugte Be-

handlung bei der Zollabwicklung genießen, ihre Sen-

dungen sollen seltener Prüfungen unterzogen und 

bei Kontrollen priorisiert behandelt werden. Zudem 

eröffnet der AEO-Status den Zugang zu weiteren 

zollrechtlichen Vereinfachungen, die z. B. ermögli-

chen, Waren schneller und bequemer zur Ausfuhr 

anzumelden, und sich den Aufwand für das Aufsu-

chen der Zollstelle vor Ausfuhr der Waren zu sparen. 

Nicht zuletzt soll der AEO-Status auch international 

Vorteile bei der Zollabwicklung schaffen und eine Art 

Qualitätssiegel darstellen, so dass sich für Zertifi-

katsinhaber neben den rechtlichen Vorteilen auch 

Wettbewerbsvorteile ergeben.

Wie wir Sie unterstützen können

Damit internationale Leistungsbeziehungen zoll-

rechtlich korrekt abgewickelt und Risiken von Steu-

er- sowie Zollnachzahlungen vermieden werden, 

bieten wir Ihnen folgende Leistungen an:

›  Prüfung der Möglichkeiten zur Reduzierung der 

Zollkosten

›  Analyse und Optimierung der Lieferkette sowie 

der Zollorganisation

›  Compliance-Risikoanalysen, Tax-Compliance-

Managementsysteme im Zollbereich

›  Unterstützung bei Tarifierung und Zollwert

›  Gerichtliche und außergerichtliche Vertretung

›  Prüfungsbegleitung

›  Beratung an der Schnittstelle zu Umsatzsteuer 

und Verrechnungspreisen.
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Haben Sie alle Themen im Zusammenhang mit Leistungsbeziehungen Ihrer international 
aufgestellten Unternehmensgruppe im Blick?

LEISTUNGSBEZIEHUNGEN ZU VERBUNDENEN UNTERNEHMEN IM AUSLAND:

  Bestehen Leistungsbeziehungen mit Geschäftspartnern, an denen unmittelbar oder mittelbar eine 

Beteiligung von mindestens 25 % oder ein Anspruch auf mindestens 25 % des Gewinns oder Liquida- 

tionserlöses besteht?

  Bestehen Leistungsbeziehungen mit einer Person, an der unmittelbar oder mittelbar eine dritte Person 

zu mindestens 25 % beteiligt ist, die auch zu mindestens 25 % unmittelbar oder mittelbar am Unter- 

nehmen beteiligt ist; gleiches gilt wenn eine solche dritte Person sowohl gegenüber diesem Geschäfts- 

partner als auch dem Unternehmen einen Anspruch auf mindestens 25 % des Gewinns bzw. Liquidati-

onserlöses hat oder auf beide einen beherrschenden Einfluss ausüben kann?

  Bestehen Leistungsbeziehungen zu Geschäftspartnern, auf die ein beherrschender Einfluss ausgeübt 

werden kann oder die einen solchen Einfluss ausüben?  

VERRECHNUNGSPREISE (FALLS MINDESTENS EINE DER VORGENANNTEN FR AGEN  

BEJAHT WURDE):

  Werden für grenzüberschreitende gruppeninterne Leistungsbeziehungen die Verrechnungspreise  

unter Beachtung des Fremdvergleichsgrundsatzes ermittelt?

  Wird der Fremdvergleichsgrundsatz nicht nur bei Warenlieferungen geprüft, sondern auch bei allen  

anderen gruppeninternen Leistungsbeziehungen, wie bspw. Dienstleistungen oder Überlassungen von 

immateriellen Wirtschaftsgütern?

  Gab es Umstrukturierungen und Neuorganisationen im Ausland? Wenn ja, wurden mögliche verrech- 

nungspreistechnische Implikationen (bspw. Funktionsverlagerungsthematik) geprüft?

  Werden Dokumentationen über die Ermittlung der Verrechnungspreise zeitnah erstellt?

  Enthalten die Dokumentationen alle Informationen, um die Angemessenheit der Verrechnungspreis- 

ermittlung nachweisen und begründen zu können?

BETRIEBSSTÄTTE:

  Gibt es längerfristige Auslandsaktivitäten und wenn ja, wurde dadurch eine Betriebsstätte begründet?

  Sind Vertreter mit Vertretungsmacht im Ausland tätig?

  Dauern Montagen oder Bauausführungen im Ausland länger als zwölf Monate? 

  Wird der durch die Betriebsstätte erwirtschaftete Gewinn gesondert ermittelt? 

  Wird die Ermittlung des Betriebsstättenergebnisses dokumentiert?

INDIKATIVE CHECKLISTE
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BETRIEBSPRÜFUNG:

  Waren Verrechnungspreise oder Ergebnisse ausländischer Betriebsstätten bereits Gegenstand einer 

Betriebsprüfung?

  Können im Falle einer Betriebsprüfung die erforderlichen Verrechnungspreis- bzw. Betriebsstätten-

dokumentationen fristgerecht vorgelegt werden?

GLOBALE MINDESTSTEUER:

  Fällt die Unternehmensgruppe in den Anwendungsbereich der Vorschriften der globalen Mindest-

steuer?

  Falls ja, bestehen bereits entsprechende Prozesse, um den Anforderungen der globalen Mindeststeuer 

nachzukommen?

QUELLENSTEUER:

  Werden grenzüberschreitende Zahlungsvorgänge hinsichtlich eines möglichen Quellensteuereinbe-

halts geprüft?

  Wurden die Möglichkeiten einer Reduktion oder Freistellung vom Quellensteuereinbehalt geprüft?

  Wird bei Verzicht auf den Einbehalt von Quellensteuer regelmäßig überprüft, ob die Freistellungsvor-

aussetzungen weiterhin gegeben sind?

MITARBEITERENTSENDUNG:

  Werden Mitarbeiter des inländischen Unternehmens in ein ausländisches Unternehmen entsendet 

bzw. umgekehrt Mitarbeiter eines ausländischen Konzernunternehmens temporär im Inland be-

schäftigt?

  Bestehen Entsenderichtlinien, in denen alle arbeits- und melderechtlichen, steuerlichen und sozial- 

versicherungsrechtlichen Belange geregelt sind?

  Ist die Besteuerung der Arbeitsentgelte durch den wirtschaftlichen Arbeitgeber sichergestellt?

UMSATZSTEUER:

  Wird die umsatzsteuerliche Behandlung von grenzüberschreitenden Leistungen an verbundene Un-

ternehmen regelmäßig überprüft?

  Wird die Rechnungsstellung solcher grenzüberschreitenden Leistungen regelmäßig überprüft?

ZÖLLE:

  Wird die zollrechtliche Behandlung von grenzüberschreitenden Leistungen an verbundene Unterneh-

men regelmäßig überprüft?

  Werden die internationalen Leistungsbeziehungen im Konzern zollrechtlich korrekt abgewickelt?
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Qualitativ hochwertige Beratung über nationale 

Grenzen hinweg erfordert ein starkes Netzwerk 

im Ausland. Darum ist RSM Ebner Stolz Teil des  

internationalen RSM-Netzwerks. Mit mehr als  

8 Mrd. US$ Umsatz ist RSM das weltweit sechst-

größte Netzwerk unabhängiger Prüfungs- und 

Beratungsgesellschaften.

RSM ist in 120 Ländern weltweit vertreten. In mehr 

als 830 Niederlassungen in den Vereinigten Staa-

ten von Amerika, Europa, Nordafrika und Nahost, 

Afrika sowie Asia Pacific setzen sich mehr als 

57.000 Mitarbeitende für ihre Mandanten ein. Die 

Experten von RSM unterstützen und beraten da-

bei vorwiegend mittelständische Mandanten in ei-

ner Vielzahl von Bereichen wie Wirtschaftsprü-

fung, Consulting, Steuerberatung, Rechtsberatung, 

Risikoberatung, IFRS, Umstrukturierung, Trans-

aktionen sowie Unternehmens- und Finanzbera-

tung. Neben diesen Kerndienstleistungen bietet 

RSM EBNER STOLZ  
UND RSM INTERNATIONAL
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RSM weltweit eine breite Palette von Spezial-

dienstleistungen an, etwa, IT-Beratung sowie fo-

rensische Rechnungslegung. Einheitliche Qualität, 

Systeme und Standards unter einer Marke ermög-

lichen jederzeit weltweit homogene Prüfungs- 

und Beratungsleistungen unter Führung und Ver-

antwortung der Partner von RSM Ebner Stolz.

Nutzen Sie unser grenzüberschreitendes Leis-

tungsspektrum, ob als weltweit tätiger börsenno-

tierter Konzern oder als inhabergeführtes Unter-

nehmen mit grenzüberschreitenden Aktivitäten.

Weitere Informationen zum 

RSM-Netzwerk finden Sie unter 

www.rsm.global.
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ANSPRECHPARTNER

Die Ihnen bekannten Ansprechpartner 

stehen Ihnen bei Fragen zur eRechnung 

jederzeit gerne zur Verfügung. Zudem 

können Sie sich auch gerne an unsere Umsatzsteuer-

experten wenden. 
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